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Nächste Legislaturperiode weist durch Gedenktage auf die Opfer hin 
VOS Sachsen-Anhalt richtet vor der Wahl ein Schreiben an die Bundeskanzlerin und alle Parteien 

 

Rechtzeitig vor den Bundestagswahlen richtete der 
Landesvorstand der VOS Sachsen-Anhalt ein Schrei-
ben an die amtierende und voraussichtlich wieder ge-
wählte Bundeskanzlerin Angela Merkel, in dem auf die 
in den nächsten vier Jahren zu begehenden Gedenk- 
und Feiertage hingewiesen wird, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den SED-Opfern und den Wider-
ständlern gegen die Dikta-
tur stehen und die ohne de-
ren Einsatz und Opferbe-
reitschaft nicht möglich 
gewesen wären. Zugleich 
wird betont, dass bezüg-
lich der finanziellen und 
sozialen Versorgung der 
Opfer, von denen nun vie-
le das Rentenalter erreicht 
haben und unter den Haft- 
und Verfolgungsschäden 
leiden, enormer Nachhol-
bedarf besteht.  

Die aufgeführten Hin-
weise und Forderungen 
sind keineswegs neu, sie 
wurden oft genug ins Feld 
geführt. Nunmehr wurden 
sie von den sechs Bezirks-
gruppen des Bundeslandes Sachsen-Anhalt ein weite-
res Mal präzisiert. So wird an anstehenden „runden“ 
Daten in 2014 des Mauerfalls vor 25 Jahren gedacht, 
ein Jahr darauf erleben wir den 25. Jahrestag der Wie-
dervereinigung und in 2017 wird es zehn Jahre her 
sein, dass die „Besondere Zuwendung für Opfer der 
DDR-Diktatur“ beschlossen und wirksam wurde.  

Im Hinblick auf diese Daten wenden sich die VOS-
Mitglieder insonderheit mit der Anregung an die Poli-
tiker aller (!) demokratischen Parteien, nicht nur schö-
ne Würdigungsreden zu halten, sondern die Bedingun-
gen zur Gewährung der „Besonderen Zuwendung“ zu 
verbessern. Dies beinhaltet den Ausgleich durch Infla-
tionsentwertung sowie die Abschaffung der Bedürftig-
keitsklausel und des Sechs-Monats-Limits. Ebenso gilt 

es, bessere Hinterbliebenen-Regelungen zu schaffen, 
indem Ehen und Partnerschaften, die nachweislich vor 
1989 bestanden, berücksichtig werden. Auch für die 
Zwangsausgesiedelten aus den Grenzgebieten wird 
bisher zu wenig getan. Dringende Verbesserungen sind 
bei der Anerkennung und Entschädigung von Haftfol-
geschäden erforderlich. Die Liste von abgelehnten An-

trägen ist lang. Sogenannte 
Gutachter oder Sozialrich-
ter, denen es an zeit- und 
situationsbezogenem Wis-
sen fehlt, maßen sich Ent-
scheidungen an, die für die 
Opfer fatal sind und diese 
regelrecht einschüchtern.  

Im Sande verlaufen ist 
nun das Thema Zwangsar-
beit in der Haft. Nachdem 
vorübergehend eine De-
batte geführt werden konn-
te, in der auch die Justiz-
ministerin auf die Seite der 
Opfer zu treten schien, 
verlautet mittlerweile kein 
Wörtchen mehr. Fakt ist, 
dass politische Häftlinge 
in den Zeiten des Kom-

munismus/Sozialismus im Strafvollzug niederste Ar-
beiten verrichten mussten, die zu gesundheitsschädi-
genden Folgen führten und durch die sie infolge skla-
venartiger Behandlung psychisch geschädigt wurden.  

Viele ehemalige politische Häftlinge aus SBZ und 
DDR haben zudem exemplarisch niedrige Renten, da 
sie infolge der Umstrukturierung der Rentenberech-
nung vor einigen Jahren deutlich benachteiligt wurden.  

Im Wahlkampf wurden viele Themen behandelt, vie-
les wurde angeregt, versprochen oder in Aussicht ge-
stellt. Jeder konnte Fragen stellen und erhielt (s)eine 
Antwort. Über die Opfer des SED-Regimes war so gut 
wie nichts zu finden. Das ist bedauerlich. Aber es muss 
nicht das letzte Wort sein. Erst wer als Politiker(in) 
nach der Wahl handelt, beweist echte Größe.        A.R.  
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Große Skepsis nach drastischer Anordnung der Maßnahmen   
Aus Brüssel gibt es eine eindeutige (Klima-)Botschaft: Alles wird (S)teurer!   

Der Juli war für viele Mitteleuro-
päer ein schlimmer Monat. Wie 
vom Wetterdienst in den Nachrich-
ten Tage vorher angekündigt, ereil-
te mehrere Regionen eine Unwet-
terkatastrophe, die über einhundert-
fünfzig Menschen das Leben koste-
te und Verwüstungen in einem er-
warteten Ausmaß anrichtete.  

Mitten hinein in dieses Wetterin-
ferno platzte die von der EU-
Kommissionspräsidentin verkünde-
te Mitteilung: Wir müssen das 
Klima retten, und das wird richtig 
teuer. Gemeint sind das Fahren von 
Autos mit Verbrennungsmotoren, 
das Heizen mit Erdgas und Öl und 
vieles andere, das mit fossilen Roh-
stoffen zusammenhängt.  

Frau von der Leyen, vormals 
Deutschlands Verteidigungsminis-
terin, hat ihren militärischen Ton-
fall eher verschärft als gemildert. 
Demnach ist es nicht allein die Bot-
schaft, die viele Menschen er-
schreckt hat, sondern allein die Art 
des Sprachgebrauchs wäre gewiss 
einer Diktatur würdig. Natürlich 
wissen wir, dass der Begriff Dikta-
tur nicht in unser politisches Sys-
tem passt. Aber Wissen, Fühlen 
und Ahnen sind einfach nicht das 
Gleiche. Und niemand kann Men-
schen zwingen, keine Angst zu ha-
ben, zumal die Bevölkerungen der 
zur EU gehörenden Länder durch 
die Einschränkungen im Zusam-
menhang mit Covid 19 einfach ge-
nug gepeinigt sind.  

Nehmen wir als Beispiel die Prei-
se für Kraftstoff. Anfang 2021 
wurde in Deutschland die Steuer 
um sieben Cent erhöht, realiter je-

doch sind die Preise je Liter (Stand 
Mitte Juli) um durchschnittlich 30 
Cent gestiegen.  

Ist das solide Politik?  
Nehmen wir die Heizkosten. Man 

weiß, Heizen ist ein Grundbedürf-
nis, die Haushalte befinden sich 
durchweg in Abhängigkeit vom je-
weiligen Energieversorger. Nach-
dem die Kosten für Erdgas und 
Heizöl, auf das die Haushalte an-
gewiesen sind, ebenso wie der 
Strom in den letzten zehn Jahren in 
hohem Maße besteuert wurden, soll 
nun eine weitere Erhöhung kom-
men. Es gibt keine Möglichkeit, 
sich einer solchen Maßnahme zu 
entziehen, außer die Rentnerinnen 
verzichten, wie es in Zeiten der 
Teilung im ND zu erfahren war, 
auf das Heizen und setzen sich im 
Wintermantel in die Küche. 

Der Widersinn der Preiserhöhung 
zeigt sich in der Maßnahme Nord-
stream zwei. Eine umstrittene Erd-
gasleitung, an deren Stelle man di-
verse hochkostenintensive, Klima 
rettende Projekte hätte finanzieren 
können, soll nun für die Verbrau-
cher zur finanziellen Falle – verur-
sacht durch undurchsichtige politi-
sche Entscheidungen – werden. Es 
ist bedauerlich, dass darüber nicht 
im Klartext gesprochen wird. Wa-
rum aber nicht? Weil wir es uns mit 
Diktator Putin nicht verderben und 
stattdessen den Zorn anderer EU-
Länder auf uns ziehen wollen, oder 
weil wir selbst in einer Diktatur le-
ben? Nein, wir leben in keiner Dik-
tatur, darüber sind wir uns einig, 
dafür haben wir genügend Erinne-
rungen an die DDR und sind wir 

hinreichend über Nordkorea und 
Hongkong informiert. Aber ist dies 
alles mit demokratischer Politik, 
die wir uns vor 32 Jahren erhofft 
hatten, vereinbar? Die Frage geht 
nach Brüssel, nach Berlin, sie geht 
an die Medien und an die im Bun-
destag vertretenen Parteien.  

Wir befinden uns wenige Wochen 
vor der Wahl. Und wenn wir uns 
erinnern, so sehen wir das Jahr 
2002, als alle glaubten, der damali-
ge Kanzler Schröder hätte die Ab-
wahlbescheinigung bereits in der 
Tasche, Edmund Stoiber, den man 
der damaligen CDU-Vorsitzenden 
Merkel vor die Nase gesetzt hatte, 
würde das Rennen um die Kanzler-
schaft mühelos gewinnen. Auch 
damals gab es Hochwasser. 
Schröder zog sich Gummistiefel an, 
krempelte die Ärmel des weißen 
Oberhemds ein bisschen hoch und 
rettete den Kanzlerposten für drei 
weitere Jahre.  

Wie es weiterging, wissen wir zu 
gut: Merkel ließ sich beim zweiten 
Versuch nicht mehr abdrängen. Sie 
konnte warten und beharrlich sein 
und wurde Kanzlerin. Sie hat ihre 
politische Reise kühl und irgendwie 
einsam, und oft bei umstrittenem 
Kurs angetreten und nun – unter 
dem Applaus der Medien und der 
ausländischen Politiker – vollendet.  

Ursula von der Leyen tut das Ge-
genteil, sie langt schon am Anfang 
ganz herzhaft zu, ohne zu beden-
ken, wie labil das europäische Staa-
tengebilde derzeit ohnehin ist und 
wie oft sie sich in ihrem Job noch 
wird wehren müssen. Wie lange 
kann das gutgehen?  B. Thonn 
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Liebe Kameradinnen und Kamera-den, ich hoffe, für Sie bzw. euch hat das Leben in der gegenwärti-gen Situation nicht zu sehr an Qua-lität verloren und wir bleiben trotz unseres zweifellos vorgerückten Alters zuversichtlich, aufgeschlos-sen und allesamt gesund.Vor zwei Monaten, als ich die vorige Fg auf den Weg brachte, habe ich (und nicht nur ich) nicht geglaubt, dass wir als ganze Nati-on, als Europäer, vielleicht als ge-samte Menschheit in eine derartige Krise geraten könnten. Nun jedochhaben sich innerhalb weniger Tage für uns alle Umstände ergeben, auf die wir nicht gefasst waren und mit denen wir dennoch leben, weiter-leben, müssen und wollen. Wir als ehemalige Häftling und Verfolgte haben zwar Erfahrungen mit politi-schen, wirtschaftlichen und sozia-len Einschränkungen und Widrig-keiten, aber das, was wir in der DDR hinnehmen mussten, war ei-ne von Menschen bewusst herbei-geführte Diktatur gegen andere Menschen. Das Corona-Virus ist ebenfalls ein Feind der Menschen, aber es wurde nicht vorsätzlich un-ter die Völker gebracht und es wird im Unterschied zum Sozialismus nicht von wenigen Menschen ge-gen große Mehrheiten missbraucht. Fertigwerden müssen wir dennoch damit, und dabei kann uns unsere DDR-Erfahrung durchaus helfen. Haben wir nicht gelernt, mit Eng-pässen von Konsumgütern (und wahrlich nicht nur Toilettenpapier) umzugehen? Waren wir nicht soli-darisch, wenn es gegen Unrecht und für Meinungsfreiheit ging? Beweisen wir nicht heutzutage imRingen um bessere Entschädigun-gen bis heute unser Zusammenge-hörigkeitsgefühl, und sind wir nicht alle bestrebt, über das über-wundene Unrecht stalinistischer Zeiten aufzuklären? Und was die derzeit verordneten Ausgangs- und Kontakteinschränkungen betrifft, verweise ich schlicht auf die Haft-bedingungen des MfS, wo es beimonatelanger Isolation nicht mal einen Blick aus dem Fenster gab. Wichtig ist, dass wir uns in den Zeiten der aktuellen Gefahr an die Vorschriften halten und im Rah-men der Möglichkeiten etwas für die Gesundheit tun. Niemand sollte 

sich zudem scheuen, Hilfsangebo-te, die mittlerweile in jeder Kom-mune bestehen, anzunehmen. Und sei es der Einkaufsdienst oder ein Telefonat mit dem Hausarzt. Was die VOS angeht, sind wir keines-wegs im Ruhemodus. Man sieht: Die Freiheitsglocke erscheint un-beirrt. Man hat jetzt mehr Zeit, siezu lesen, sie weiterzugeben oder ein zweites Exemplar zum Ver-schenken zu bestellen. 

Auf ein  
Wort des Re-

dakteurs 
Leider fallen nun Generalver-sammlung und Jubiläumsfeier aus bzw. werden verschoben. Wir ha-ben daher weiterhin keinen Ersten Bundesvorsitzenden, aber eine an-erkannte Stellvertreterin und einen fleißigen Bundesgeschäftsführer. Was unser weiteres Wirken an-geht, benutze ich gern ein Zitat, das sich seitens der damaligen Ur-heberin und des damit verbunde-nen Vorhabens nicht ganz erfüllt hat: Wir schaffen das. Allerdings sollten wir uns im Klaren darüber sein, dass die folgende Zeit, in derwir irgendwann in einen Modus der Normalität – wie er auch aus-sehen mag – zurückkehren werden, für uns nicht leichter werden. Seit dem Einbruch in das Corona-Tief sind alle bisher als hoch dramatisch eingestuften Themen und Konflikte in der me-dialen Versenkung verschwunden. Kein Wort mehr zu einer drohen-den Klima-Katastrophe oder zuden Baumhäusern im Forst vonGarzweiler, keine Silbe über den keineswegs ausgestandenen Streit zur Wahl des Ministerpräsidentenvon Thüringen oder die Verab-schiedung des nächsten, offenbar strittigen EU-Finanzhaushaltes,auch nicht zur (weiter steigenden) Umweltsteuer oder zum Diesel-fahrverbot, nicht mal die besorg-niserregenden Bilder des Flücht-lingsdramas an der türkisch- grie-chischen Grenze werden gezeigt. Kein Syrien-Krieg, kein Putin, der an möglichst vielen Kriegsschau-plätzen tonnenweise Sprengstoff in die Feuer wirft. Stattdessen trat tat-sächlich Frau Merkel wieder vor 

die Nation und äußerte sich ernst-haft und besorgt zu den Problemen und Sorgen der Landeskinder. Wann hatten wir das zuletzt? Wir als SED- und Haftopfer sind in Anbetracht der Pandemie und deren Folgen mit unseren Ansprü-chen und Mahnungen allerdings ein weiteres Stück in den Hinter-grund gerückt. Da wir fast durch-weg Rentner*innen und vielfach auch durch Krankheiten vorbelas-tet sind, gehören wir im Sinne der Corona-Gefahr zu einer Risiko-Gruppe, für die schon über speziellisolierende Quarantäne- Maßnah-men diskutiert wurde. Was wird demnach mit uns geschehen? Wer-den wir – wie einst in der DDR –weggesperrt? Nun, ganz sicher wird man uns nicht schlechter be-handeln als andere Mitmenschen derselben Alters- und Gefährdeten-Gruppe. Ich jedenfalls glaube an die soziale (wenn auch nicht die finanzielle) Gerechtigkeit in unse-rem Land. Dennoch gebe ich mich keinen Illusionen hin, wenn wirhier und ab jetzt weiter über Ent-schädigungen und sonstige finan-zielle Verbesserungen für Haft-und Verfolgungszeiten reden. Es ist ein Glück, dass wir im letzten Jahr gerade noch mit Vergünsti-gungen wie der Erhöhung der Op-ferrente um 30 Euro und Herabset-zung des Haftzeitlimits berück-sichtigt wurden. Jetzt, wo die Pan-demie eingetreten ist und einem Großteil der Bevölkerung und fast allen Unternehmen und Institutio-nen durch unvorstellbar hohe fi-nanzielle Summen geholfen wer-den muss, wird man den Kopf schütteln, wenn wir mit neuen An-liegen auftreten bzw. die alten wieder vorbringen. Man wird ge-wiss kein Verständnis zeigen, wenn wir den Kampf um unsere Ansprüche fortsetzen. Vielleicht wird man sogar sagen, das wäre undankbar. Und doch sollten wir uns nicht einschüchtern lassen und zumindest dafür sorgen, dass die Politik einen festen Termin für die nächste Erhöhung der Opferrente festlegt. Unsere Verdienste um dieses Land können nicht ausge-löscht werden. Auch nicht durch die Corona-Pandemie.Bis zur nächsten AusgabeIhr Alexander Richter
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Zum Beginn meines Redaktionsar-
tikels möchte ich unsere Bundes-
beauftragte für die SED-Opfer be-
grüßen und ihr und uns eine erfolg-
reiche Zusammenarbeit wünschen. 
Zugleich gilt unser Dank Roland 
Jahn, der als letzter Bundesbeauf-
tragter ein Amt belegt hatte, das es 
nun also jetzt nicht mehr gibt. Ro-
land Jahn hat seine Arbeit fleißig 
und zurückhaltend erledigt. Um 
seine Person gab es weit weniger 
Aufsehen und Eigenwerbung als 
bei dem Vorgänger und der Vor-
gängerin. Es wäre zu wünschen, 
dass er sich weiter an der Aufar-
beitung beteiligt und auch den Op-
fern hilft. 

Für Frau Evelyn Zupke war der 
Start sicher nicht einfach. Sie war 
vielen nicht bekannt, und so fühl-
ten sich einige Anwärter*innen 
verprellt. Daraufhin sind dann 
mehrere unschöne Kommentare 
durch die Medien gegangen, die 
dem neu geschaffenen Amt seine 
Notwendigkeit absprachen, aber 
vielmehr auf die Person der Opfer-
beauftragten abzielten. Ob das den 
jeweiligen Verfassern zu Ruhm 
und Hilfe gereicht, ist schwerlich 
vorstellbar. Die Opfer, die sich im 
selben Atemzug mit abgewertet 
gefühlt haben, stehen dieser Stim-
mungsmache nicht eben positiv 
gegenüber. Ich habe, wir erinnern 
uns, in der Freiheitsglocke auch 
zwei Kandidaten vorgeschlagen 
bzw. ging es mir darum, überhaupt 
Personen zu würdigen, die ich für 
würdig gehalten habe. Beide haben 
sich als faire Kameraden erwiesen, 
die anderweitig Aufgaben haben 
und sich auch künftig kompetent 
im Sinne der SED-Opfer für deren 
Erledigung einsetzen werden. 

Kritikwürdig bleibt ungeachtet 
der Personaldiskussion die Verfah-
rensweise bei der Stellenbeset-
zung. Es ist bisher nicht erklärbar, 
dass man eine Stelle besetzt, ohne 
dass exakt festgeschrieben ist, wo-
rum es geht, welche Tätigkeit ge-
nau ausgeübt werden soll und wie 
viele Mitarbeiter*innen zum Ar-
beitsbereich gehören. Eher sollte 
es umgekehrt sein, dass eine Stelle 
beschrieben wird und dann eine 
Ausschreibung stattfindet. Darüber 
hinaus hätte man sich bis nach der 
Bundestagswahl im September 
Zeit lassen können – ich hatte das 

bereits in der vorletzten Fg- Aus-
gabe empfohlen. Ich bin sicher, 
dass die Wahl unter anderen Be-
dingungen dann ebenfalls auf Frau 
Zupke entfallen wäre.  

Um beim Thema Wahlen zu 
bleiben, möchte ich unserem Ka-
meraden Rainer Buchwald danken, 
der kürzlich aus gesundheitlichen 
Gründen von seinem Amt als Bun-
desschatzmeister zurückgetreten 
ist. Der geschäftsführende Bun-
desvorstand ist somit personell 
weiter geschwächt. Ob wir die in 
diesem Jahr geplante Neuwahl 
nebst einer Generalversammlung 
unter Corona-Einschränkungen 
noch schaffen werden, muss ab-
gewartet werden.  

 

 

Auf ein Wort  
des  

Redakteurs 
 

 

Viele VOS-Mitglieder haben sich 
an den Zoom-Modus gewöhnt und 
können gut damit umgehen. Es 
bleibt zu überlegen, ob man bei 
neuerlichen Verschärfungen, mit 
denen man nach den Sommerferien 
offenbar rechnen muss, nicht da-
rauf zurückgreifen wird.  

Hinsichtlich der Wahl stellt sich 
die Frage, wer kandidiert? Fakt ist, 
wer immer Bundesvorsitzende/r 
wird, wird es nicht leicht haben. 
Kamerad Holtschke hat auf Seite 
11 dieser Ausgabe noch mal einige 
Grundprobleme beim Namen ge-
nannt. Das eine ist unsere zuneh-
mende Bedeutungslosigkeit, das 
andere der schwindende Zusam-
menhalt. Letzteres ist eine Sache 
des gegenseitigen Vertrauens und 
der Kommunikation. Wir haben 
immer noch dieselben Ziele und 
vor allem die gleiche Vergangen-
heit. Die Vergangenheit beschränkt 
sich nicht auf die Haftzeiten in 
SBZ und DDR, wir haben wesent-
lich dazu beigetragen, den Staat 
Bundesrepublik aufzubauen und 
sind in politischen Fragen immer 
aktiv und offensiv gewesen. Wir 
gehören unbestritten zu den Ein-
heitsmachern. Dass man uns jetzt 
beiseite tut, hat jedoch nicht mit 
den Parteien und PolitikerInnen zu 
tun, sondern auch mit uns selbst. 
Wir sind nur noch aktiv, wenn es 
um das Gedenken geht und wenn 

wir mehr Geld fordern. Beides ist 
sicher notwendig, aber wir müssen 
die Zusammenarbeit mit den de-
mokratischen Parteien suchen und 
deren Vertreter nicht ablehnen o-
der beschimpfen. Abgeordnete, 
egal auf welcher Ebene, stopfen 
sich keineswegs die Taschen voll. 
Die gut bezahlten Eliten der Wirt-
schaft verdienen ein Zig-Faches 
der Diäten. Wenn wir das nicht an-
erkennen, haben wir eine falsche 
Position.  

Ungeachtet dessen bin ich natür-
lich der Meinung, dass wir uns um 
finanzielle Verbesserungen bemü-
hen sollten. Aber es geht um die 
realistisch erreichbaren Dinge. 
Und hier steht die schrittweise Er-
höhung der Opferrente an erster 
Stelle. Wir müssen erreichen, dass 
diese unaufgefordert jährlich an-
gepasst wird. Wenn dies festge-
schrieben ist, müssen wir keine 
Partei und keine Abgeordneten an-
betteln. Ich möchte zudem darauf 
hinweisen, dass die Besondere 
Zuwendung steuerfrei ist und nicht 
Bestandteil einer Pfändung werden 
kann.  

Vieles von dem, wonach wir 
streben, wird vom Ausgang der 
Bundestagswahl im September ab-
hängen. Es ist bisher zu ahnen, wer 
die nächste Regierung bilden bzw. 
den KanzlerInnenposten besetzen 
wird, aber nichts ist sicher. Sicher 
ist vorläufig nur, dass Frau Merkel 
abtritt und somit innenpolitische 
Themen wieder breiter und diffe-
renzierter behandelt und gestaltet 
werden können. Für uns gibt es in 
den letzten Tagen bis zur Wahl 
immer noch die Chance, die Abge-
ordneten unserer Wahlkreise anzu-
sprechen und bei ihnen unsere 
Sorgen und Wünsche sachlich vor-
zutragen, aber auch unsere Bereit-
schaft der politischen Mitwirkung 
anzubieten. Die Betonung liegt auf 
sprechen, denn was mit Briefen, 
Mails oder Faxen geschieht, ist 
hinlänglich bekannt. Ob man sich 
dabei auch an Die Linke wendet, 
sollte sich die oder der Einzelne 
jedoch überlegen. Es ist nicht aus-
zuschließen, dass sich die Partei 
radikalisiert. Und auch sonst gibt 
es genug Gründe, die nicht wieder 
näher erläutert werden müssen.  

 Bis zur Ausgabe  
Ihr Alexander Richter-Kariger 
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AKTUELLES THEMA IN DIESER AUSGABE:
Der Mauerbau. 60 Jahre nach der Teilung Europas geht es jetzt eher um andere Themen. 
Titelseite
„Steuer frei!“ Zieht uns Brüssel das Fell über 
die Ohren?
Von der Leyens Klimaziel soll (von der Bevöl-
kerung) teuer erkauft werden
Redaktionsthema:
Glückwunsch an Evelyn Zupke
Die VOS steht zur Kooperation bereit 2
Das Erinnern bleibt Aufgabe der VOS
Die Mauertoten dürfen nicht vergessen werden 4
„Diese Räumlichkeiten sind ein Volltreffer“
Die neue Bundesgeschäftsstelle der VOS er-
fährt viel Lob 5
Trotz Gegenwind: VOS hält unvermin-
dert an ihren Grundideen fest
Ein Appell des Bundesvorstandes 5
Der Willkür des ideologisch verknöcherten 
Bildungsapparates ausgesetzt
VOS Sachsen-Anhalt setzt sich erfolgreich 
für die verspätete Anerkennung ein 6
Schlüsselanhänger und Einkauf-Chips 
mit individuellem Design
Für alle abrufbar 6
„Wir haben doch alle die gleichen Ziele 
und sollten zusammenarbeiten“
Über Selbstverständlichkeiten in den Zeiten 
des abnehmenden Interesses an den Opfern 7 – 8
Gemeinsames Gedenken und Erinnern 
hilft, das Schlimme zu überwinden 
Würdige Kranzniederlung am 17. Juni 
2021 in Koblenz 8 – 9
Die Freiheit des Wortes wird vor 
Gericht entschieden 
Wer Bücher schreibt, kann auch heutigentags 
zur Kasse gebeten werden 10
Unvergessene Grausamkeit 
Die Erinnerung an Smolkas Schicksal kann 
niemand auslöschen 10
Das macht uns Mut und gibt Hoffnung 
Opferbeauftragte Zupke trifft Bundesge-
schäftsführer der VOS 10
Vor der Bundestagswahl: Wir würden 
gern wissen, was Sie für uns tun

VOS-Aktivisten laden unsere Prüfsteine auf 
die Seiten der Parteien hoch 11
Prenzlau: An die Opfer wird hier sorg-
fältig erinnert 
Durch den Einsatz des Bürgermeisters bleiben 
Gedenktafeln erhalten 12
Erinnerung mit Aktendokumentation kann 
Lust und Last sein
Zweiter Teil des erbarmungslos unterhaltenden 
Einblicks in die Akten des Siegmar Faust 13 - 14
Herr Bürgermeister, reden Sie mit uns!
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Spender für die VOS: Auch wenn wir mittlerweile weniger Mitglieder haben, darf die 
Spendenbereitschaft nicht nachlassen. Die VOS muss leben.
Alfred Ullmann, Reinhard Golde, 
Sylwester Seraczek, Gerd Lewin, 
Gerd Ahnert, Horst Lindemuth, 
Klaus-Dieter Fritzsche, Waltraud 
Ewert, Gisela Lotz, Herta Lahne, 
Dr. Christian Tauschke, Holker 
Thierfeld, Petzer Schlegel, Fritz 
Schaarschmidt, Helfried Reichel, 
Karl-Günter Wehling, Beate Rusch, 
Manfred Helbing, Christel Hau-
stein, Ursula Lindner, Hans-
Joachim Markgraf, Renate Storch, 

Barbara und Dr. Stefan Lindner, 
Ingrid und Michael Faber, Roland 
Steinbach, Karl-Heinz Ulrich.
Danke allen, die gespendet haben. 
Ohne euch gäbe es keine VOS.
Ausdrücklich danken wir Frau Eve-
lyn Zupke und Frau Dr. Anna Ka-
minski von der Stiftung für die
Teilnahme an der VOS- Gedenk-
feier am 17. Juni in Berlin. Wir 
wünschen uns eine weitere Zu-
sammenarbeit. V. Bosse

Liebe Kameradinnen, liebe Kame-
raden, liebe Leserinnen und liebe 
Leser, bleiben Sie gesund und poli-
tisch interessiert.

Ihr Redakteur ARK

Das Zitat: 
„Wenn Freiheit überhaupt etwas 
bedeutet, dann vor allem das Recht, 
anderen Leuten das zu sagen, was 
sie nicht hören wollen.“

George Orwell



44

Vor 60 Jahren: Die Menschen verzweifelt, die Welt am Rande 
des Atomkriegs – doch die VOS stemmt sich gegen das Unheil
Der Mauerbau riss über Nacht unverhofft Familien und Freunde auseinander
Es ist August, am 13. dieses Mo-
nats jährt sich zum 60. Mal, das,
was im Jahr 1961 zu einem ver-
schärften Kalten Krieg und zu wei-
teren Toten, zu Haftstrafen und un-
aufhörlich zur Angst vor einer neu-
en kriegerischen, diesmal nuklearen 
Auseinandersetzung der politischen 
Blöcke führte. Mittlerweile werden 
es immer weniger Menschen, die 
diesen einschneidenden Tag selbst 
miterlebt haben. Immer weniger 
Menschen werden es aber auch, die 
noch eine Vorstellung vom Leid 
und vom Konfliktpotenzial des 
Mauerbaus haben. Leider auch das: 
Es werden zudem immer weniger 
Menschen, die sich für die Ereig-
nisse dieses Tages und die schreck-
lichen Auswirkungen überhaupt in-
teressieren. 

Die VOS war seit jenem 13. Au-
gust im Jahr 1961 noch intensiver, 
noch nachdrücklicher und stets un-
ermüdlich damit befasst, gegen die 
durch die Mauer zementierte Tei-
lung Deutschlands anzugehen. Sie 
kämpfte für Menschenrechte und 
für die Menschen selbst. Und trotz 
der scheinbaren Aussichtslosigkeit 
dieses Kampfes hatte sie auch im-
mer an der Wiederherstellung der 
deutschen Einheit auf der Grundla-
ge eines demokratischen Staatssys-
tems in Freiheit als festes Ziel fest-
gehalten. Wie das Plakat (Foto: Ar-
chiv VOS bzw. Bürgerzentrum 
Leipzig) zeigt, wurden gerade in 
den 1960er Jahren durch unseren 
Verband Demonstrationen und 
Vortragsveranstaltungen organi-
siert, bei denen über die wahre po-
litische Situation informiert wurde. 
Der sich in den 1960er Jahren zu-
spitzende Konflikt zwischen China 
und der damaligen Sowjetunion 
führte zu Spekulationen, die sich 
sogar mit der vagen Hoffnung nach 
dem Fall der Mauer verbanden. 
Man glaubte, mit China würde eine 
dritte Weltmacht entstehen, die den 
USA die Stirn bieten und den Sow-
jets den Rang als kommunistisches 
Führungsland ablaufen würde.

Ganz so drastisch kam es dann 
nicht. Die Sowjetunion löste sich 
zwar auf, China wurde zur Welt-
macht, doch die USA büßte ihre 
führende Position nicht ein. Zu-

gleich begann in Europa in zaghaf-
ten Schritten der langwierige Pro-
zess der politischen Einigung. 

Chinas Stärke ist heute unbestrit-
ten. Das Land hat als zweitgrößte
Diktatur auf dem Globus ein unge-
sundes Übergewicht im Verhältnis 
zu den anderen Blöcken. Es unter-
drückt die eigene Bevölkerung, und 
es schreckt vor Gewalt nicht zu-
rück. In wirtschaftlicher Hinsicht
hat es die EU, allen voran natürlich 
Deutschland, unterwandert und ab-
hängig gemacht. Die Gefahr, die 
China ausstrahlt, ist im Vergleich 
zum August 1961 nicht geringer, 
sondern größer geworden. China 
als Diktatur kann Menschenrechte 
offen missachten, es kann die Welt 
belügen und begangenes Unrecht 
schamlos und frech rechtfertigen.
Niemand hat ein Mittel, dies zu
verhindern, nicht Joe Biden, nicht 
Putin und auch nicht Frau Merkel 
während ihrer letzten Tage.

Zurück nach Deutschland. Wir
Deutsche haben die Mauer abgeris-
sen. Es geschah vor 32 Jahren wie 
im Rausch. Kaum gibt es noch
Segmente, um an den Stellen, wo 
Todesschüsse fielen, um die Toten, 
die sie uns gebracht hat, zu trauern. 
Diese Toten verlieren zunehmend 
an Bedeutung. Wenige nur machen 
sich die Mühe, ihre wirkliche Zahl, 
die weit höher ist, als jene, um die 
geradezu gefeilscht wird, zu ermit-
teln. Dort, wo zum Gedenken an 

die Ermordeten und an weitere Op-
fer der kommunistischen Diktatur 
Gebinde und Kränze niedergelegt 

werden, erscheinen kurze Zeit spä-
ter, meistens nachts, die neuen Tä-
ter, die die Stätten des Gedenkens 
auf unwürdige Weise schänden. 
Fast regelmäßig werden die sorg-
sam ausgesuchten Gebinde wegge-
rissen und in den Müll geworfen. 
Niemand tut etwas dagegen, weil 
man keinen Weg findet, weil man 
kein Interesse hat, die Täter ding-
fest zu machen. Wir können keine 
Wachposten aufstellen, und eine 
Video-Überwachung würde keine 
brauchbare Aufklärung bringen. 

Und doch wäre es falsch, auf das 
Gedenken zu verzichten. Die Op-
fer, die von der Mauer und die aus 
der Haft, sind in unseren Gedan-
ken, wir als VOS vergessen sie 
nicht, wir werden auch von der Er-
innerung nicht abrücken. Wir sind 
zugleich stolz den von uns geleiste-
ten Widerstand. Wir, die wir übrig 
geblieben sind, erinnern auch öf-
fentlich an den 13. August 1961 
und die Meldungen über die Mau-
ertoten. Peter Fechter war einer von 
ihnen. Er ist auf dem Grenzstreifen 
verblutet, man hätte ihn retten kön-
nen. Manch einem klingen die 
Hasskommentare der SED-
Propagandisten bis heute im Ohr. 
Es hat vor 60 Jahren begonnen, und 
es ist – leider – noch nicht vorbei. 

Igor Gerd Lesnikow
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Begeistert von der Bundesge-
schäftsstelle im Herzen Berlins
Die Bilanz nach einem halben Jahr in der 
Uhlandstraße fällt sehr positiv aus
 Seit Dezember 2020 hat die VOS nun die neue
Bundes- und Landesgeschäftsstelle Berlin in der zent-
ral gelegenen Uhlandstraße 120 bezogen. Nach und 
nach kommen trotz immer noch geltender Covid-19-
Einschränkungen Mitglieder hierher, um sich ein Bild 
von den Räumlichkeiten und der Ausstattung zu ma-
chen. Durchweg sind die Besucherinnen und Besu-
cher sichtlich angetan von der Gestaltung und der La-
ge, wobei vor allem der Schaufensterblick an der be-
lebten Straße einen guten Eindruck hinterlässt. Auch 
unbeteiligte Passanten bleiben immer wieder stehen, 
um sich – zunächst zurückhaltend – einen Begriff
vom Verband zu verschaffen. 

Ansprechend sind auch die Exponate, die Bundes-
geschäftsführer Hugo Diederich zur Dekoration ver-
wendet hat. Dazu gehören zum einen die Gemälde des 
VOS-Künstlers Gino Kuhn, der mit seinen Darstel-
lungen für die Außenstehenden ein optisches Zeugnis 
der Haftschicksale und dem seelischen Zustand, den 
die Zeit hinter den Gefängnismauern auszudrücken 
vermag. Da es auch viele Buchveröffentlichungen von 
ehemaligen Häftlingen gibt, werden diese hier eben-
falls ausgelegt. Man darf hoffen, dass die Pandemie 
alsbald überwunden ist und möglichst viele VOS-
Mitglieder den Weg zur neuen Bundesgeschäftsstelle 
finden werden. Trotz Freiheitsglocke und Rund-
schreiben haben doch persönliche Begegnungen einen 
großen Stellenwert im Verbandleben. Fredi Gessler

Anm.: Wer die Absicht haben sollte, die Bundesge-
schäftsstelle zu besuchen, sollte sich vorher über die 
Geschäftszeiten informieren und telefonisch anmel-
den. Informieren sollte man sich auch über die aktuell 
geltenden Vorschriften bezüglich der Pandemie. Zu-
dem gehören Maske und Impfnachweis vorläufig ins 
Gepäck. Unter Berücksichtigung dieser Bedingungen 
sind Besucherinnen und Besucher herzlich willkom-
men. Hugo Diederich

Das muss mal gesagt werden
Eine Botschaft, die einfach klingt und doch 

keine Selbstverständlichkeit ist
Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden, liebe Le-
serinnen und liebe Leser, bleiben Sie gesund und 
politisch interessiert und behalten Sie auch in un-
ruhigen Zeiten Ihre demokratische Gesinnung. 
Wir als VOS setzen uns auch weiterhin die Ziele 
und den Auftrag unserer frühen Gründer, Vor-
stände, Bundesgeschäftsführer und Redakteurin-
nen und Redakteure ein. Wir sind einer der ältes-
ten Verbände in Deutschland. Wir haben viel er-
reicht und noch viel vor uns.

Der Bundesvorstand dankt allen, die sich in die-
sem Sinne bemühen und aufopferungsvoll dem 
Gegenwind, den wir als Opfer und Widerständler 
zunehmend verspüren, standhalten.

Ihre / eure May-Britt Krüger
Amtierende (kommissarische) Bundesvorsitzende

Als Zeichen der Zugehörigkeit 
und zur praktischen Anwendung
Schlüsselanhänger mit verschiedenen Auf-
drucken für die Landesverbände der VOS
Mehrfach berichteten wir in der Fg schon über den 
Erfindungsreichtum unseres VOS-Kameraden Jürgen 
Krahn, der zuletzt mit den von ihm selbst gestalteten 
Schlüsselanhängern, die zugleich als Chips für Ein-
kaufswagen verwendbar sind, eine Möglichkeit 
schuf, durch eine interessante Symbolik auf unseren 
Verband aufmerksam zu machen. 

Die Gestaltung kann sehr variabel erfolgen. Die un-
tere Abbildung zeigt einige Vorschläge für das Aus-
sehen der Schlüsselblätter. 

Hier abgebildet ist (v.l.n.r.) eine Landesflagge, das 
VOS-Logo (blau auf weißem Untergrund) und unsere 
Deutschland-Farben mit dem Bundesadler. Je nach 
Bedarf und Wunsch können die Rückseiten ebenfalls 
einen Aufdruck erhalten.

Jürgen Krahn möchte einzelnen Mitgliedern oder 
Landes- bzw. Bezirksgruppen die Schlüsselanhänger, 
auch zu Werbezwecken zur Verfügung stellen. Inte-
ressierte wenden sich hierzu zunächst an unsere Bun-
desgeschäftsstelle oder den Landesverband der VOS 
in NRW.

Der Bundesvorstand dankt Kamerad Krahn für sei-
ne Initiative und hofft auf entsprechende Nachfragen.

Vorstand, Redakteur

Gratulation und Gedanken
Persönliches und Verbindendes in dieser Zeit
Herzliche Geburtstagswünsche gehen im Juli an un-
ser Mitglied Fritz Schaarschmidt, der im schönen 
Bayern lebt und unser Verbandsgeschehen stets mit 
guten Ideen und mancher Initiative bereichert. 

Unsere besonderen Gedanken und Grüße gehen an 
Angelika Krahn in Nordrhein-Westfalen, die eine 
sehr schwere Zeit zu überstehen hat. 

Vorstand, Bundesgeschäftsführer, Redakteur



66

Heimlich und ohne erkennbare Begründung das Diplom verwehrt
VOS Sachsen-Anhalt hilft, nachträglich ein Stück Gerechtigkeit herzustellen 
Am 19. Februar 2020 fand das 
erste Gespräch mit Hans-Peter 
Kuleßa und der VOS in Sachsen-
Anhalt in den Geschäftsräumen 
der VOS statt. Es ging darum, 
Herrn Kuleßa die seinerzeit in 
der DDR verweigerte Anerken-
nung als Diplom-Ingenieur 
rückwirkend zu ermöglichen. Der 
Titel wurde Herrn Kuleßa – dies 
stellte sich nach Öffnung der 
MfS-Akten heraus – in den 
1980er Jahren aus politischen 
Gründen verweigert.

Hans-Peter Kuleßa wurde 
1949, also ein halbes Jahr vor der 
Gründung der DDR geboren. Er 
absolvierte wie viele seiner Ge-
neration einen erfolgreichen 
schulischen und beruflichen 
Weg. Dazu gehörten eine Abi-
turnote von 1,3, ein Facharbeiter-
abschluss als Elektromonteur mit
Note eins und eine Auszeichnung
Tätigkeit als seiner Berufskraft-
fahrer.

Kamerad Kuleßa arbeitete von 
1972 bis 1980 als Omnibusfahrer
und bewarb sich dann für ein 
Fernstudium an der Technischen
Hochschule Magdeburg, wo er 
im Studienzweig Automatisie-
rungstechnik und Technische 
Kybernetik auch aufgenommen 
wurde. Er arbeitete zeitgleich als 
Abteilungsleiter für Technische 
Dienste im VEB Kraftverkehr 
Eisleben. 1981 erfolgte seine Be-
rufung zum Persönlichen Refe-
renten/Wissenschaftlichen Mit-
arbeiter des Betriebsdirektors des
VEB Kraftverkehr Eisleben.
1984 stieg er weiter auf, indem er 
die Beförderung zum Abteilungs-
leiter Wissenschaftlich- Techni-

sche Planung und Rationalisie-
rung erhielt. Parallel absolvierte 
er das Hochschul-Fernstudium,
wo er alle Fächer mit positiven 
Noten abschloss. Das Thema der
Diplomarbeit lautete: Ausrege-
lung von Kranpendelschwingun-
gen. Für die vorausgehende Be-
legarbeit und deren Verteidigung
erhielt er jeweils die Note drei. 
Daraufhin wurde ihm 1985 die 
Zulassung zur Diplomarbeit er-
teilt, die er fristgemäß einreichte.
Zu dieser Diplomarbeit gehörten 
auch die Konstruktion und der 
Bau eines Funktionsmodells. Ku-
leßa baute hierzu eigens eine 
Portalkranbrücke mit Laufkatze 
und Schrittschaltmotor und 
transportierte diese auf eigene 
Kosten zur Hochschule, wo er sie 
im Keller aufbaute.

Doch eine Verteidigung hat nie 
stattgefunden. Stattdessen erhielt 
Kuleßa eine Einladung zu einer 
grundlos angesetzten nochmali-

gen Hauptprüfung über sieben 
Einzelfächer. Die Hauptprüfung 
und die 1986 und 1987 angesetz-
ten Wiederholungsprüfung konn-
te er trotz intensivster Vorberei-
tungen nicht bestehen, woraufhin 
er vorzeitig exmatrikuliert wurde. 

Den Grund kennt Hans-Peter 
Kuleßa inzwischen: Ich war ins 
Visier der Staatssicherheit gera-
ten. Wegen befürchteter Kon-
taktaufnahme zu Personen aus 
der BRD wurde eine „Operative 
Personenkontrolle“ eingeleitet 
mit folgenden Zielen:

- Exmatrikulation vom Hoch-
schulfernstudium

- Herauslösung aus der Funkti-
on eines Abt.-Leiters 

- Zuweisung einer Arbeit als 
Autoelektriker

- Ausschluss aus der SED 
Ein Versuch, mich dann noch 

zu kriminalisieren, scheiterte 
kläglich.“

Fortan erhielt Kuleßa nur Ar-
beitsstellen weit unter seiner 
Qualifikation und vor allem sei-
nem Leistungsvermögen erhielt. 
„Die Maßnahmen“, so Hans-
Peter Kuleßa, „wirken bis zum 
heutigen Tage nach.“

Nach dem Vorliegen der Unbe-
denklichkeitsbescheinigung sei-
tens der Stasi- Unterlagenbehör-
de ist die VOS in seiner Angele-
genheit tätig geworden. Nach 
Kontaktaufnahme mit dem ehe-
maligen Dezernenten der Otto-
von-Guericke-Universität Mag-
deburg (OVGU) Dr. Joachim 
Köhler begann die systematische 
Aufarbeitung des Falles Hans-
Peter Kuleßa. Dem Rektor der 
OVGU, Magnifizenz Prof. Jens 
Strackeljan wurde der Gesamt-
vorgang Kuleßa während eines 
ausführlichen Gespräches zur 
Kenntnisnahme und zur Begut-
achtung übergeben. Ein klären-
des Gespräch fand im Beisein 
von Dr. Köhler, Dr. C. Winter, 
Herrn Kuleßa und dem Rektor 
der Universität OVGU statt. 

Am 1. April 2021 war es dann 
soweit, im Beisein von Dr. Köh-
ler übergab der Rektor der Uni-
versität Kameraden Dr. Winter,
Landesvorsitzender der VOS in 
Sachsen-Anhalt, vor dem Rekto-
ratsgebäude eine offizielle Ur-
kunde zur Rehabilitierung von 
Hans-Peter Kuleßa. Herr Kuleßa 
konnte aus gesundheitlichen 
Gründen nicht persönlich er-
scheinen. 

In einem Schreiben vom 1. Ap-
ril 2021 an Herrn Kuleßa ent-
schuldigte sich der Rektor im 
Namen der heutigen Otto-von-
Guericke Universität Magdeburg 
als Rechtsnachfolgerin für das 
frühere institutionelle Fehlver-
halten der Vorgängereinrichtung. 
Herr Kuleßa übernahm die Ur-
kunde tief gerührt in Empfang. 

Dr. Karl Winter/ Fg
Foto (von rechts): Prof. Jens 
Strackeljan, Dr. Carl-Gerhard 

Winter, Dr. Joachim Köhler
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Es ist vielleicht eine letzte Chance, unsere Interessen zu bewahren
Wenige Wochen vor der kommenden Bundestagswahl bewegt uns alle die Frage, ob wir im 
politischen Geschehen der deutschen Gegenwart denn noch wahrgenommen werden 
Liebe Kameradinnen und Kamera-
den der VOS,
wir als übriggebliebene VOS- Mit-
glieder in Nordrhein-Westfalen 
machen uns ernsthafte Gedanken 
darüber, welche Bedeutung wir als 
ehemalige politische Häftlinge des 
SED-Regimes noch haben und in-
wieweit uns als VOS eine Perspek-
tive in der Gesellschaft von heute 
und morgen bleibt. Es ist höchste 
Zeit, den Parteien unseren politi-
schen Standpunkt noch vor der 
Wahl zu Kenntnis zu geben. 
UOKG und IEDF taten dies bereits 
vor vielen Wochen. Äußern wir 
uns als VOS nicht, werden wir aus 
dem Parteien- und Regierungsge-
dächtnis 31 Jahre nach der Wie-
dervereinigung endgültig ver-
schwinden. Die letzten Jahre im 
Umgang mit der VOS lassen leider 
keinen andern Schluss zu.

Die Entstehung der Wahlprüf-
steine (WPS, Seite 11 dieser Fg-
Ausgabe – d. Red.) allerdings ist 
kein Ruhmesblatt unseres Verban-
des. Das muss an dieser Stelle of-
fen ausgesprochen werden. Nach-
dem ich die WPS von UOKG und 
IEDF vor Monaten in den Händen 
hielt, habe ich mich hingesetzt und 
am 20. Mai d. J. den ersten Ent-
wurf in Umlauf gebracht mit der 
Bitte zu prüfen, meinetwegen zu 
verwerfen, neu zu formulieren o-
der zu ändern. 

Warum arbeiten wir nicht 
offen und kameradschaftlich 
zusammen, wo wir doch alle 

dieselben Ziele haben?

Einige Kameraden aus NRW ha-
ben dies getan (Hippe, Becke, von 
Dechend). Die Änderungswünsche 
habe ich eingearbeitet. Vom Bun-
desvorstand erhielt ich allerdings 
keine ausreichende Antwort. Die 
Frage stellt sich, warum arbeiten 
wir nicht offen und kameradschaft-
lich zusammen, wo wir doch alle 
dieselben Ziele haben? Eine de-
mokratische Vereinskultur in ei-
nem gemeinnützigen Opferverband
sollte weiter Bestand haben. Jeder 
im Verein sollte berechtigt bzw. 
sogar dazu angehalten sein, für 
derart wichtige Grundsatzpapiere 

Vorschläge zu unterbreiten. Man 
sollte doch über eine aktive Mitar-
beit der verbliebenen Mitglieder in 
einem immer kleiner und älter 
werdenden Verein froh sein. 

Es versteht sich von selbst, dass 
derartig wichtige Grundsatzpapiere 
intern abgestimmt werden müssen, 
bevor sie an die Öffentlichkeit ge-
langen. Dies muss aber in einem 
vernünftigen und zumutbaren Zeit-
rahmen geschehen, was im konkre-
ten Fall leider nicht passiert ist.

Die VOS-Wahlprüfsteine müssen 
nun in spezielle Internetseiten der 
Parteien eingestellt werden. Dazu 
hat die derzeit amtierende Bundes-
vorsitzende ihre Freigabe erteilt, 
und somit konnte ich das auf 
schnellstem Wege erledigen.

Der neuen SED- Opferbeauftrag-
ten Frau Zupke, der ich auf diesem 
Wege zu ihrer Berufung im Namen 
des Landesverbandes 
NRW gratuliere, 
werden wir unsere
Wahlprüfsteine als 
aktuelles politisches
Vereinsziel baldigst 
zukommen lassen. 
Ich bereite ein derar-
tiges Schreiben vor. 

Hier noch ein paar 
Worte zur Kommu-
nikation innerhalb 
des Verbandes. Den 
Informationsfluss 
halte ich für denkbar 
schlecht, er sollte 
dringend verbessert 
werden, um auf diese 
Weise unsere Au-
ßenwirksamkeit 
durch mehr Präsenz 
signifikant zu erhö-
hen. D.h. im Klartext, dass Einla-
dungen zu Gedenkveranstaltungen, 
Tagungen der Opferverbände, re-
levante Ausstellungen u. ä. breiter 
gestreut werden sollten, mindes-
tens bis in die Ebene der Landes-
vorsitzenden.

Nachfolgend zwei aktuelle Bei-
spiele, wo entsprechende Informa-
tionen bisher nicht weitergegeben 
worden sind:

1. Festveranstaltung 30 Jahre 
UOKG/ Verbändetreffen vom 27.
bis 29. August 2021 in Berlin.

2. Der 24. Bundeskongress der 
Landesbeauftragten zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur vom 17. bis
19. September 2021 in Teistungen.

Natürlich muss auch die VOS-
Internetseite moderner designed 
und intensiver mit aktuellen The-
men "gefüttert" werden, um das In-
teresse an unserem Verband in der 
Öffentlichkeit zu erhöhen. Jüngstes 
Beispiel wäre die Wiedereröffnung 
der Gedenkstätte Stasi-Haftanstalt 
Rostock gewesen.

Felix-Heinz Holtschke:
„Was meine Person anbe-

langt, werde ich dabei sein.“

Zum Schluss noch einige An-
merkungen zur noch ausstehenden 
VOS-Generalversammlung ein-
schließlich der notwendigen Wahl 
des Bundesvorstandes:

Aufgrund des nunmehr auch noch 
fehlenden Zweiten Stellvertreters 
(Kamerad Buchwald ist zurückge-
treten – d. Red.) ist eine baldige 
Einberufung einer GV und der
damit einhergehenden Vorstands-
wahl von hoher Dringlichkeit, um 
nicht eines Tages mit dem Ver-
einsrecht in Konflikt zu geraten.

Der (oder die) Bundesvorsitzen-
de sowie seine (bzw. ihre) Stellver-
treter und die Beisitzer müssen in 
geheimer Wahl gewählt werden. 
→ nächste Seite
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Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit
Kranzniederlegung am 17. Juni 2021 in Koblenz: Nachdenkliche 
Worte von Siegfried Keil, Josef Oster und Elke Schlegel

von voriger Seite

Geeignete und mutige Kandidaten 
sollten sehr bald die Möglichkeit 
haben, ihren Namen und den je-
weiligen Funktionswunsch in den 
Ring zu werfen.

Was meine Person anbelangt, 
werde ich dabei sein. Im Übrigen 
bitte ich alle Leser*Innen dieses
Beitrags auch einmal zu rekapitu-
lieren, welchen Stellenwert die 
VOS derzeit im politischen Ge-
schehen noch hat, und zwar ohne 
irgendeinen AfD-Stallgeruch:

Eine seit über zwei Jahre lang 
schmorende Beschwerde-Petition 
im Deutschen Bundestag, eine fast 
vier Jahre in irgendeiner Schublade 
schmorende Klage beim Bundes-
verfassungsgericht, die dann nicht 
angenommen wurde, von 2020 be-
ginnend in Kooperation mit dem 
Vorsitzenden der IEDF insgesamt 
sechs Briefe an die Bundeskanzle-
rin, fünf an den Bundespräsiden-
ten, zwei an den Bundestagspräsi-
denten, zwei an den Innenminister, 
zwei an die Ministerpräsidentin 
von MVP, vier an die Integrations-
beauftragte, zwei an die Staatsmi-
nisterin für Kultur, einer an den 
CDU-Parteivorsitzenden
und den Kanzlerkandida-
ten der CDU/ CSU sowie 
diverse Briefe an drei 
Bundestagsabgeordnete. 
Alles erfolglos, nahezu 
alle Briefe unbeantwortet 
bzw. ohne irgendeinen 
Hinweis auf Kompro-
missbereitschaft hinsicht-
lich unserer berechtigten 
Anliegen, geschweige 
denn das Eingeständnis
irgendeines Fehler.

Was ich damit sagen
will: Wir alle in der VOS 
sollten uns von den Poli-
tikern nicht länger als 
Feigenblatt missbrauchen 
lassen. Die bevorstehen-
de Bundestagswahl und 
die Antwort bzw. Nichtantwort auf 
unsere Wahlprüfsteine bietet viel-
leicht letztmalig in unserer Ver-
einsgeschichte die Gelegenheit da-
zu, dies zu erkennen und entspre-
chend zu handeln ...

Mit kameradschaftlichen Grüßen
Felix-Heinz Holtschke

VOS- Landesvorsitzender
Nordrhein-Westfalen

Gedenken in Koblenz. Im Namen 
der UOKG (Union der Opferver-
bände Kommunistischer Gewalt-
herrschaft) legte Elke Schlegel als
Opferbeauftragte der UOKG für 
das Bundesland Rheinland-Pfalz
gemeinsam mit dem CDU- Bun-
destagsabgeordneten Josef Oster in 
seiner Funktion als Vorsitzender 
des CDU-Kreisverbands Koblenz 
und Andreas Biebricher, Präsident 
der Peter-Altmeier Gesellschaft, an 
den Original-Teilen der Berliner 
Mauer unweit des Deutschen Ecks 
einen Kranz und ein Gesteck im
Gedenken an die Opfer des Auf-
stands vom 17. Juni 1953 nieder. 

Ebenfalls dabei waren der in 
Bendorf lebende Zeitzeuge Sieg-
fried Keil, Mitglied der Vereini-
gung der Opfer des Stalinismus, 
der den 17. Juni 1953 und die fol-
genden Repressalien persönlich er-
lebt hat. Die Zeitzeugen von einst, 
die die Tage im Juni 1953 noch 
unmittelbar erlebt haben oder an 
den Demonstrationen mitwirkten 
werden immer weniger.

Zu denen, die noch alles wissen 
und über ihre mit dem Aufstand 
verbundene Geschichte berichten 
können, gehört Siegfried Keil. Er 
ist 1936 in Markröhlitz bei Wei-
ßenfels geboren und beteiligte sich 
1953 als 17-Jähriger aktiv am Auf-
stand. Seine Lehrzeit als Maschi-
nenschlosser begann im September
1950 im Leuna Werk bei Merse-

burg und endete im August 1953.
Am Tag des Volksaufstandes, am 
17. Juni 1953, hatte sein Lehrmeis-
ter alle Mitarbeiter aufgefordert 
gemeinsam zum Verwaltungsge-
bäude zu marschieren. Die Leuna-
werke kamen nach Ende des zwei-
ten Weltkriegs und der Zerschla-
gung der IG Farben in Form einer
sowjetischen Aktiengesellschaft in 
sowjetischen Besitz. Der damalige 
russische Generaldirektor sollte 
gestürzt werden. „Wir liefen in un-
seren Arbeitssachen ca. 6 km nach
Merseburg. Eine große Men-
schenmenge von Arbeitern aus 
Leuna, Buna, dem Mineralölwerk 
Lützkendorf und den Bergleuten 
aus den Kohlebetrieben Mittel-
deutschlands hatte sich versam-
melt“, so Siegfried Keil in seinen 
spannend vorgetragenen Erinne-
rungen. Er hatte sich während des 
Volksaufstandes auf die Seite der 
Demonstranten gestellt und ein 
Ende der diktatorischen Verhält-
nisse in der DDR und die Wieder-
vereinigung mit der Bundesregie-

rung gefordert. Dafür wurde er zu 
einer empfindlichen Haftstrafe 
wegen Boykotthetze gegen die 
DDR nach Kontrollratsdirektive 38 
von 18 Monaten Zuchthaus mit 
Zwangsarbeit verurteilt. Das Urteil 
gegen ihn und die anderen Verur-
teilten diente der politischen Ver-
folgung und der Abschreckung. 

→ nächste Seite
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von voriger Seite

Siegfried Keil kam nach Volkstedt 
bei Eisleben in ein Haftarbeitslager 
und musste im Kupferschiefer-
bergbau im Dreischichtbetrieb un-
ter unmenschlichen Bedingungen 
Kupfererz in 1000 m Tiefe abbau-
en. „Die Häftlinge waren billige 
Arbeitskräfte. Das Flöz für den 
Schieferabbau ca. 2 bis 3 cm war 
sehr gering, und folglich war die 
Abbauhöhe vor Ort nur maximal
80cm hoch. Die Arbeit war nur in 
gebückter und teilweise liegender 
Haltung möglich.“

Nach der Haftentlassung unterlag 
er strengen Aufsichtsmaßnahmen.
1959 absolvierte er dann doch ein 
Studium zum Industriemeister und 
später ein Fernstudium an der 
Fachhochschule für Maschinen-
bau. Nach dem Mauerfall und der 
Wiedervereinigung fand er eine 
neue Heimat im Westerwald und 
später in Bendorf. Sein Urteil wur-
de aufgehoben und er rehabilitiert. 
Siegfried Keil war zum Gedenken 
an den Aufstand von 1953 und zur 
Erinnerung an sein persönliches 
Schicksal in diesem Jahr bei der 
Kranzniederlegung als Zeitzeuge 
eingeladen und hielt eine bewe-
gende Rede. 

Auch Elke Schlegel betonte, wie 
wichtig es ist, dass wir die Erinne-
rungskultur pflegen: „Wir erinnern 
uns an den mutigen Aufstand von 
Männern und Frauen, die vor mitt-
lerweile 68 Jahren gegen den Un-
rechtsstaat DDR auf die Straße ge-
gangen sind. Sie haben für Frei-
heit, Demokratie und Menschen-
rechte ihre Stimmen erhoben“. 
CDU-Politiker Josef Oster wies in 
seinem Redebeitrag auf die heutige 
politische Situation hin: „Auch 
heute sehen wir in vielen Teilen 
der Welt und leider auch in 
Deutschland, dass Demokratie kei-
ne Selbstverständlichkeit ist. Sie 
muss Tag für Tag verteidigt wer-
den“, sagte er. 

Gerade in diesen Zeiten, in denen 
Antidemokratie und Populisten an 
Kraft gewinnen und gegen unsere 
demokratische freie und vielfältige 
Gesellschaft hetzen, ist es wichtig, 
dass wir uns an die mutigen Wi-
derständler erinnern, die schon vor 
Jahrzehnten für Demokratie und 
Freiheit auf die Straße gingen und 
viel dabei riskierten“, so die Regi-
onalbeauftragte der UOKG. 

Der Aufstand, an dem sich mehr 
als eine Million Menschen betei-
ligten, wurde brutal und men-
schenverachtend von Polizei und 
Militär des SED-Staates und sow-
jetischen Panzern niedergeschla-
gen. Die Bilanz des Grauens: 50 
Todesopfer, mehr als 1.000 Bürger 
mussten langjährige Haftstraßen 
verbüßen und unzählige Menschen
dauerhaft mit Schikanen und Re-
pressalien leben. Hierzu Josef Os-
ter: „Der 17. Juni ist kein x-
beliebiger Tag. Er steht für Frei-
heit, Menschenrechte und vor al-
lem für das kostbare Gut Demo-
kratie. Das Erbe der Bürgerinnen 
und Bürger, die vor 68 Jahren auf 
die Straße gegangen sind, müssen 
wir alle in unseren Herzen tragen.“ 

Am 24. August feiert der Jubilar 
und unser langjähriges VOS- Mit-
glied Siegfried Keil seinen 85. Ge-
burtstag. Im Namen der UOKG 
gratulieren wir unserem immer 
noch aktiven Kameraden sehr 
herzlich und wünschen Gesundheit 
und weiterhin große Verdienste in 
seinem Verband, der VOS.

Elke Schlegel
(UOKG-Beauftragte Rhl.-Pfalz)

Foto © Regina Keil: von links 
nach rechts: Thomas Schlegel, 
Siegfried Keil, Elke Schlegel, Jo-
sef Oster und Andreas Biebricher.
Anm. d. Red.: Die VOS dankt El-
ke Schlegel für den Beitrag. 

Einer von und für uns
Glückwünsche an 

Siegfried Keil
Die Vereinigung der Opfer des 
Stalinismus schließt sich vollauf 
den Wünschen an, die im obigen 
Beitrag Kameradin Elke Schlegel 
für Siegfried Keil geäußert hat. 
Vorstand, Bundesgeschäftsführer 
und Redakteur freuen sich über die 
zahlreichen, inhaltlich sehr an-
spruchsvollen Beiträge, die Kame-
rad Keil im Zusammenhang mit 
seinen zahlreichen Unternehmun-
gen für die Freiheitsglocke, auf 
Facebook und in anderen Medien 
veröffentlicht hat. Ihm und seiner 
Frau seien auf diesem Wege viele 
weitere Jahre mit vielen neuen Er-
folgsmeldungen und Beiträgen 
sowie enger Verbundenheit mit der 
VOS von Herzen gegönnt. 

Im Namen des Verbandes 
A. Richter-Kariger

Entsetzen und Trauer
Nach Kranzniederlegung zum 
Gedenken an Gartenschläger
nun erneute Schändung
Auch die Alternative für Deutsch-
land, was heißt, deren Kreisver-
band im Herzogtum Lauenburg der 
AfD, legte am 1. Mai 2021 an der 
Gedenkstätte Gartenschlägereck in 
der Nähe von Büchen einen Kranz 
nieder. Neben dem Vorstand die-
ses Kreisverbandes, Herrn Hasso 
Füsslein, sowie weiteren Mitglie-
dern dieses Verbandes waren auch 
Herr Kurt Kleinschmidt als Vertre-
ter des AfD-Landesvorstandes 
Schleswig-Holstein und Parteimit-
glieder weiterer Kreisverbände 
anwesend.

Die AfD im Herzogtum Lauen-
burg hatte schon vor einiger Zeit 
diesen deutschen Patrioten, der 
seinen Einsatz für Freiheit und
Menschlichkeit an der innerdeut-
schen Grenze mit dem Wertvolls-
ten, was er hatte, seinem Leben, 
bezahlen musste, in deren Traditi-
onslinie aufgenommen.

Sehr aufmerksam und interessiert 
hörten sich die Anwesenden die
Ausführungen von Herrn Uwe 
Rutkowski (VOS), einem ehemali-
gen Haftkameraden von Michael 
Gartenschläger im DDR- Zucht-
haus Brandenburg, an.

Wer einen genauen Eindruck von 
dieser Veranstaltung haben möch-
te, kann bei YouTube ein Video 
aufrufen unter https://www.you tu-
be.com/watch?v=qny4BY1sEQo
oder in der YouTube-Suche einge-
ben: Kranzniederlegung 45. Todes-
tag Michael Gartenschläger.

Mit Entsetzen und mit Trauer
musste der AfD-Kreisverband 
Herzogtum Lauenburg wenige Ta-
ge später feststellen, dass die 
Kränze der AfD sowie der VOS 
durch Unbekannte geschändet und 
wichtige Demonstrationsobjekte 
von der Gedenkstätte gestohlen 
wurden. Harald Beständig

Zur Erinnerung: Michael Garten-
schläger wurde in der Nacht zum 
1. Mai 1976 von DDR- Grenzpos-
ten erschossen worden, als er zum 
zweiten Mal versuchte, eine SM 70 
(Selbstschussanlage) zu demontie-
ren. Zuvor war er verraten worden.
Das Gedenken an den Aufklä-
rungsaktivisten wird durch die 
VOS hochgehalten.  H. Diederich
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Erste Begegnung der VOS mit Frau Zupke 
Traditionell lud die VOS am 17. Juni zum Gedenken ein 

Das Recht auf die 
freie Meinung!
Neuer Gerichtstermin für 
Verleger Olaf Junge und  
Autor Lothar Tiedtke 
Nachdem der März-Temin wegen 
Covid 19 verschoben werden 
musste, erhielten nun der Verleger 
Olaf Junge und sein Autor Lothar 
Tiedtke v. K. eine erneute Vorla-
dung für den 22. Juli 2021 beim 
Landgericht Flensburg. Gegen-
stand war die Klage eines ehema-
ligen Werft-Mitarbeiters gegen 
Junge und Tiedtke auf Unterlas-
sung, Richtigstellung und Zahlung 
eines Schmerzensgeldes. Lothar 
Tiedtke berichtet in seinem 2018 
publizierten Buch „Mundtot?“,
wie er in der DDR offen Kritik am
politischen System geübt hat und 
dafür erbarmungslos in die Psy-
chiatrie verbannt wurde. Seine 
Schilderungen sind wichtiger Teil 
der Aufarbeitung der DDR- Dikta-
tur. Ebenso wie beim radikalen 
Umgang mit staatsfeindlich einge-
stellten Jugendlichen existieren 
aus der DDR-Psychiatrie kaum 
Akten, aus denen das Unrecht der 
Betroffenen belegbar wäre. Inso-
fern sind Bücher wie „Mundtot?“ 
ein unentbehrliches Zeugnis der 
Aufarbeitung.

Verleger Olaf Junge kündigte
vor dem Gerichtstermin eine völ-
lig neue Beweislage an, in der eine 
bisher nicht offengelegte Akte ei-
ne Rolle spielen könnte. Zudem
gibt Junge an, über weitere „ver-
trauliche“ Unterlagen zu verfügen.

Die Güteverhandlung in dieser 
Sache vom 22. Juli soll bestätigen, 
dass Verlag und Autor das betref-
fende Buch – es wurde sowohl 
über das Buch wie auch über die 
Anfeindungen – in der Freiheits-
glocke berichtet – in Deutschland 
ungestraft publizieren dürfen. 

Olaf Junge hat seinen Verlag 
2011gegründet und bereits ein an-
deres (eigenes) Werk zum selben 
Thema als Biografie veröffent-
licht. Beiden Opfern ist es wichtig, 
nach den Verfolgungen und 
Drangsalierungen im SED-Staat 
wenigstens jetzt über erlittenes 
schweres Unrecht reden und 
schreiben zu dürfen. Alles andere 
wäre wider die viel gepriesene 
Freiheit und Demokratie.

Igor Gerd Lesnikow

2021 am Steinplatz: Die Opfer-
beauftragte Evelyn Zupke nahm 
nach ihrer Vereidigung durch Par-
lamentspräsident Dr. Wolfgang 
Schäuble ihren ersten Termin bei 
der VOS e.V. war. Unmittelbar 
nach ihrer Vereidigung kam die 
neue Opferbeauftragte Evelyn 
Zupke zum Gedenken an die Op-
fer des 17. Juni 1953 zu unserer 
Veranstaltung am Steinplatz in 
Berlin Charlottenburg. Das ZDF 
begleitete sie.

Auch in diesem Jahr war unsere 
Veranstaltung, die wir gemeinsam 
mit dem Bezirksamt Berlin Wil-
mersdorf-Charlottenburg veran-
stalteten, gut besucht. Nachdem 
Bezirksbürgermeister Reinhard 
Naumann vor den Anwesenden 
sprach, übergab Hugo Diederich 
die Kopie einer Seite aus einer 
Freiheitsglocke von 1951. Er 
machte darauf aufmerksam, dass 
bereits im Jahr 1951 am Gedenk-
stein für die Opfer der Stalinismus 
am Steinplatz durch die VOS ge-
dacht wurde. Ab 1954 war es dann 
der Gedenktag am 17. Juni.

Anschließend sprach Frau Dr. 
Anna Kaminsky, Direktorin der 
Bundesstiftung Aufarbeitung. Um-
rahmt war die Feier durch eine 
Abordnung von Reservisten der 
Bundeswehr. Unter den ca. 70 
anwesenden Personen war auch
der Bundestagsabgeordnete Kai 
Wegner, der im September für die 
CDU als Regierender Bürgermeis-
ter von Berlin kandidiert. Auffal-
lend in diesem Jahr war, dass 
durch die Wahlen in Berlin und im 

Bund Parteipolitik im Vorder-
grund stand. In den Vorjahren 
sprachen u. a. regelmäßig Kai 
Wegner als auch ich, was man 
diesem Jahr nicht zuließ. Als ich 
das Singen der Deutschlandhymne 
forderte, sagt man mir, dass es zu 
spät sei. Evelyn Zupke war be-
geistert und unterhielt sich an-
schließend mit einigen Opfern der 
SBZ/DDR-Diktatur, danach fuhr 
sie zur UOKG. Ich lud sie zu un-
serer wahrscheinlich noch in die-
sem Jahr stattfindenden General-
versammlung ein. Sie nahm die 
Einladung an.        H. Diederich
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Vor der Bundestagswahl: Konkrete Forderungen der SED-Opfer
VOS wartet mit acht Wahlprüfsteinen auf. Mehr sind nicht diesmal zulässig
Mit Blick auf die Bundestagswahl im September 2021 
hat die VOS wie vor den Wahlen üblich auch diesmal 
Wahlprüfsteine ausgearbeitet, die in die Internetseiten 
der aussichtsreichen Parteien hochgeladen wurden. 
Dies war kein einfacher Vorgang, zumal die einzelnen 
Wahlparameter entsprechen dem Bedarf der Opfer 
angepasst werden mussten. Zulässig für diese Prüf-
steine sind zudem nur acht Fragen, so dass die Formu-
lierung und die Auswahl der Themen genau zu über-
legen waren. 

Wesentlicher Initiator und ausführender Kamerad 
war diesmal unser Kamerad Felix-Heinz Holtschke, 
der sich mit den Problemen befasste und seine Ent-
würfe mit der kommissarischen Bundesvorsitzenden 
abgestimmt hat. So kamen folgende Punkte zustande, 
zu denen sich die angefragten Parteien (hoffentlich) 
äußern werden:
1. Die Höhe der SED-Opferrente ist mit 330 

€/Monat im Vergleich zur Ehrenpension für die 
Opfer des NS-Regimes bescheiden, obwohl die 
Opfer der SED-Diktatur ähnlich schwer zu lei-
den hatten. Wird Ihre Partei sich für eine spürba-
re Erhöhung der Rente für die Opfer der 
2.deutschen Diktatur einsetzen?

2. Die Gedenkstätte Berlin- Hohenschönhausen 
steht unter der Obhut des politisch schwer belas-
teten Kultursenators Lederer. Unterstützt Ihre 
Partei unsere Forderung, die Zuständigkeit für 
diese Gedenkstätte sowie analoger Gedenkorte 
Vertretern der SED- Nachfolgepartei grundsätz-
lich zu entziehen? 

3. Dem PET-Ausschuss liegt seit 2018 die von 
UOKG/ VOS/ IEDF eingereichte Beschwerde-
Petition 3-19-11-8222-006233 zur Entscheidung 
vor. Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, dass
die Petition von unabhängiger Seite geprüft wird 
und es absehbar zu einem tragfähigen Beschluss 
für die Betroffenen kommt? 

4. Die monatliche Aufwandsentschädigung für 
Abgeordnete des Bundestages wird jährlich zum 
1. Juli anhand des vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Nominallohnindex i. d. R. nach oben 
angepasst. Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, 
bei der SED- Opferrente ab der 20. Legislatur-
periode analog zu verfahren?

5. Anspruch auf die Opferrente nach §17a 
StrRehaG haben nur diejenigen, die ab dem 8.
Mai 1945 bis zum 3. Oktober 1990 auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR inhaftiert waren. Un-
terstützt Ihre Partei unsere Forderung, dass
DDR-Bürger auch anspruchsberechtigt sind, die 
aus politischen Gründen in Ostblockstaaten in 
Haft kamen?

6. Die besonderen Zuwendungen für politische 
Haftopfer laut § 17a StrRehaG sind derzeit an 
eine demütigende Bedürfnisklausel sowie an ei-
ne Mindesthaftzeit von 90 Tagen geknüpft. Tritt 
Ihre Partei für die Aufhebung dieser willkürli-
chen und diskriminierenden Regelungen ein?

7. In medizinischen Fachkreisen ist unstrittig, dass

sich psychische Langzeitfolgen durch politische 
Haft häufig in sogenannten posttraumatischen 
Belastungsstörungen widerspiegeln. Tritt Ihre 
Partei dafür ein, dass den Betroffenen zukünftig 
im Anerkennungsverfahren die Beweislastum-
kehr eingeräumt wird?

8. Die ehemalige DDR wird mehrheitlich als Un-
rechtsstaat bewertet. Folgerichtig müssten die 
Staatssymbole, wie Fahnen, SED-, MfS- und 
NVA-Symbole in der Öffentlichkeit verboten 
werden. Unterstützt Ihre Partei unsere diesbe-
züglichen Forderung?

Nachfolgende drei Forderungen können, so Felix 
Heinz Holtschke, wegen der vorgenommenen Be-
grenzung nicht in die Matrix der Wahlprüfsteine der 
Parteien eingepflegt werden, bleiben aber wichtige 
Zielstellungen für unsere politische Arbeit und wer-
den weiter an die Politik herangetragen:
9. Demnächst werden in das Bundesarchiv 

ca.15.480 Säcke von geschredderten Geheimak-
ten des MfS eingelagert. Wird sich Ihre Partei 
für deren effektive und schnellstmögliche Re-
konstruktion einsetzen, um bislang ungeklärte 
Machenschaften der SED-Diktatur aufzuklären 
und beteiligte Akteure zu identifizieren?

10. Hält es Ihre Partei für politisch opportun, dass
ausgerechnet die Opfer des SED-Regimes, die 
maßgeblich zu dessen Zusammenbruch beige-
tragen haben, nach der Wiedervereinigung als 
einzige Personengruppe sozialpolitisch massiv 
benachteiligt, ausgegrenzt und in die Bedeu-
tungslosigkeit gedrängt werden?

11.Kann Ihre Partei gewährleisten, dass der Sozial-
konflikt „DDR-Altübersiedler und deren vom 
12. Bundestag als damaligem Gesetzgeber nicht 
legitimierte Einbeziehung in das Rentenüberlei-
tungsgesetz“ zum Gegenstand von fairen und lö-
sungsorientierten Koalitionsvereinbarungen der 
20. Legislaturperiode wird? 

Die VOS dankt Felix Heinz Holtschke für diese kei-
neswegs einfach zu erarbeitenden Themenauswahl.
Die Freiheitsglocke wird über die Antworten, so sie 
hoffentlich gegeben werden, berichten. Ob sie im 
Sinne des Verbandes ausfallen, bleibt abzuwarten.

Ungeachtet der Antworten, die die angesprochenen 
Parteien auf diese Wahlprüfsteine geben, wird der 
Verband weiter die hier aufgeführten Fragestellungen 
thematisch weiterverfolgen. Zudem bleiben im VOS-
Forderungskatalog die Themen Zwangsarbeit der po-
litischen Häftlinge und die Gewährung einer höheren, 
den Leiden der SED-Opfer angemessene Haftent-
schädigung aktuell.

Vor der Wahl sollten alle VOS-Mitglieder gründlich 
abwägen, welchen Kandidat*innen sie ihre Stimme 
geben. Die Partei, bei der sich eine Zustimmung zu 
unseren Prüfsteinen abzeichnet, wird sicherlich am 
ehesten Aussicht haben, gewählt zu werden. Unterm 
Strich stellt sich jedoch die Frage: Werden wir über-
haupt Antworten bekommen? Valerie Bosse
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Gedenkveranstaltung in Düs-
seldorf zum 60. Jahrestag 

des Mauerbaus
Liebe Kameradinnen 

und Kameraden,
liebe Freundinnen und Freunde,

liebe Unterstützer der VOS,
am 13. August jährt sich zum 60. Mal der Bau-
beginn der Berliner Mauer und damit die end-
gültige Teilung Deutschlands, die schlimme 28 
Jahre andauern sollte. 
Wir laden Sie/ Euch 60 Jahre nach diesem für 
unser Vaterland so tragischen Ereignis ein, am 
Mauersegment vor dem Düsseldorfer Landtag 
dieses barbarischen Willküraktes und insbeson-
dere seinen unzähligen Opfern zu gedenken.
Eure Teilnahme zeigt uns, dass unser Kampf für 
die Wiedervereinigung nicht umsonst war und 
dass die Opfer des Schießbefehls an Mauer und 
Stacheldraht in unserem Gedächtnis geblieben 
sind.

Datum: 13. August um 11.00 Uhr
Ort: Mauersegment 

am Düsseldorfer Landtag
Adresse (für Navigator): 
Platz d. Landtages 1
40 221 Düsseldorf

Die Veranstaltung wird durch Heiko Hendriks, 
Beauftragter der NRW-Landesregierung für die 
Belange von deutschen Heimatvertriebenen, Aus-
siedlern und Spätaussiedlern, unterstützt. 
Mit kameradschaftlichen Grüßen
Felix Heinz Holtschke VOS-Landesvorsitz. NRW
Peter Hippe (Stellvertreter)

Prenzlau macht uns Mut und 
sollte beispielgebend sein
Hans Stein schickt Dankesworte an Bürger-
meister Hendrik Sommer und an die VOS
Am 17. Juni fand in meiner Heimatstadt Prenzlau zu-
gunsten und in Erinnerung an die Opfer des Stalinis-
mus und des 17. Juni 1953 eine Gedenkveranstaltung 
statt. Als Initiator und natürlich auch als Teilnehmer 
sehe ich den Prenzlauer Bürgermeister Hendrik Som-
mer. 

Die geringe Teilnehmerzahl kann ich mir erklären. 
Gleich nach dem Kriegsende 1945 wurden im Kreis 
Prenzlau die Menschen von der sowjetischen Besat-
zungsmacht interniert, die führende Nazis waren oder 
den Nazis nahegestanden hatten. Das waren meist 
schon ältere Menschen. Nur wenig junge, darunter 
auch Günter Arndt, weil er Hitlerjugendführer war, 
gehörten dazu. Hiervon leben kaum noch welche, es 

sei denn sie wären über 100 Jahre alt geworden. Auch 
die im Jahr 1948 Verhafteten, die den beiden illegalen 
Gruppen angehört haben sollen, die wären jetzt in 
meinem Alter. Wie schon erwähnt, leben davon jetzt 
nur noch zwei. Wer sollte also an den Veranstaltungen 
noch teilnehmen? 

Vielleicht einige Beteiligte am Volksaufstand vom 
Juni 1953. Doch wie ich erfuhr, hatte dieser Aufstand 
in Prenzlau wenig Beteiligung.

Für die ausführliche Veröffentlichung meines 
Schreibens über die neue Gedenkstätte in Prenzlau der 
Freiheitsglocke bedanke ich mich ganz herzlich. 

Aus meinen Verwandten- und Bekanntenkreisen er-
fahre ich immer wieder, dass der Bürgermeister Hen-
drik Sommer in Prenzlau sehr beliebt ist. Er setzt sich 
für seine Bürger ein und hat schon viele Projekte in 
Prenzlau verwirklicht. 

Erst kürzlich wurde am Untersee ein großer und 
moderner Campingplatz mit Namen Sonnenkap ein-
geweiht, an dessen Realisierung der Bürgermeister 
großen Anteil hat und der Prenzlau über seine Gren-
zen hinaus bekannt machen wird. Ich bin sicher, dass 
Herr Sommer sein Versprechen, sich für die Stalinis-
mus-Opfer einzusetzen wird. Hans Stein
Nachsatz: Die VOS dankt dem Prenzlauer Bürger-
meister Hendrik Sommer im Namen aller SED-Opfer 
und deren Hinterbliebenen für seinen Einsatz zum 
Gedenken der Schicksale. Ebenso geht ein großes 
Dankeschön an Kameraden Hans Stein, der trotz sei-
nes Alters und der Entfernung zu Prenzlau so gewis-
senhaft an der Aufarbeitung teilnimmt.

A. Richter-Kariger / H. Diederich

Seine Eindringlichkeit und 
Leidenschaft fehlen uns
Eine nachträgliche Erinnerung an den kürzlich 
verstorbenen Kameraden Wolf-Dieter Meyer
Liebe Frau Meyer, 
ich hatte meine Worte gestern mehr oder weniger im-
provisiert, aber vielleicht so viel: 
Wolf-Dieter Meyer hat uns nicht nur als Zeitzeuge be-
eindruckt, mit seinen persönlichen Erzählungen als 
ehemaliger politischer Häftling der Andreasstraße. Er 
hat sich auch mit seiner Art, über Zeitgeschichte 
nachzudenken und zu sprechen, einen Platz in unseren 
Köpfen und Herzen gesichert. Seine Ideen sind direkt 
eingeflossen in die Entwicklung der Gedenk- und Bil-
dungsstätte Andreasstraße. Ohne ihn sähe dieser Ort 
heute nicht so aus wie er aussieht: Ich denke vor allem 
an die Gestaltung des ehemaligen Freihofs an der 
Nordseite des Gebäudes, in die er sich aktiv einge-
schaltet hat. Und schließlich ist seine rhetorische Gabe 
zu würdigen: Wir werden Wolf-Dieter Meyer in Erin-
nerung behalten als überzeugenden Redner, der uns 
zuverlässig jedes Jahr am 17. Juni mit sonorer Stimme 
die Ereignisse des DDR-Volksaufstandes ins Ge-
dächtnis rief. Fast hätte man meinen können, dabei zu 
sein, wenn er die Streiks und Protestaktionen und de-
ren blutige Niederschlagung beschrieb. Seine Ein-
dringlichkeit und Leidenschaft fehlen uns.

Ihr Jochen Voit, Stiftung Ettersberg
Leiter der Gedenk- und Bildungsstätte Andreasstraße

Andreasstraße 37a, 99084 Erfurt
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Wie das Organ und dessen Helferinnen einen unbedarften Literaten 
geradezu in das staatsfeindliche Bett schubsten
Der Schriftsteller Siegmar Faust plaudert gelassen über eine Welt, die ihm Böses antat
In der vorletzten Ausgabe der Fg 
(Nr. 825) gab der in Berlin leben-
de Ex-Dissident und mehrfach
zum der SED-Opfer gewordene 
ehemalige Häftling Siegmar Faust 
Informationen aus seiner Stasi-
Akte preis. 

Als junger, eher orientierungslo-
ser, aber einigermaßen DDR-
kritischer Schriftsteller, den das 
Ministeriums für Staatssicherheit 
noch währen der eigentlichen An-
fänge des Schreibens zum Staats-
feind und somit zum lohnenswer-
ten Überwachungsobjekt auser-
koren hatte, war Faust unvermu-
tet in das Visier des allgegenwär-
tig wachsamen Organs geraten.
Nachdem man ihm in der eigenen 
Wohnung einen IM unterjubelte 
und ratlos scheinende Berichte 
über ihn verfasste, wurden nun 
zwei keineswegs unattraktive 
weibliche IM in sein friedliches 
Leben geschleust, wobei er über 
den verlockenden Umweg Bett in 
die endgültige Falle gelockt wer-
den sollte.

Lesen Sie nachstehend im zwei-
ten Teil des authentischen Be-
richts, wie das staatssichernde 
Organ einen harmlosen jungen 
Autor zum feindlichen Objekt er-
kor und zu welch absurden Me-
thoden und Rückschlüssen dies 
führte.
Er [der bis dato aktive IM – D. Red.] 
sollte die beiden IM-Frauen in mein 
Leben einfädeln. 

Der einen wurde von ihren Füh-
rungsoffizieren bescheinigt, dass sie 
einen umfangreichen Kontaktkreis 
unter Leipziger Kultur-schaffenden 
habe, die für mich interessant sein 
könnte. Außerdem verfüge sie über 
literaturtheoretische Kenntnisse und 
sei im Besitz interessanter Westlite-
ratur (für Faust). Des Weiteren be-
säße sie die Möglichkeit der finanzi-
ellen Unterstützung des Faust durch 
Scheinauftrag unter Ausnutzung der 
beruflichen Tätigkeit beim Kultur-
bund Leipzig. Und nicht zuletzt ver-
fügte sie über operative Erfahrung.
Der einst ebenfalls scharf überwach-
te und mehrere Jahre in der DDR in-
haftierte Schriftsteller Erich Loest 
(1926 bis 2013) kannte diese Dame 

genau und offenbarte mir auch ihren 
Klarnamen. Wenn es XY-001 ge-
lungen wäre, sie mir nahe zu brin-
gen, sollte sie mir gegenüber eine 
Grundhaltung der Identifikation mit 
den Liberalisierungstendenzen in 
der ČSSR einnehmen. 

Soso. Aus dieser Grundhaltung, so 
das Kalkül der Stasi, würden sich 
weitere Gemeinsamkeiten entwi-

ckeln, schließlich sollte sie mir ja 
noch Westliteratur ausleihen, ohne 
jedoch eine bestimmte Richtung oder 
Beeinflussung erkennen zu lassen. 
Ganz besonders sollte sie auf meine 
Sympathie für den westdeutschen 
Schriftsteller Hans Magnus Enzens-
berger (*1929) eingehen. Sobald sie 
über meine derzeitigen Lebensver-
hältnisse informiert sei, sollte sie mir 
die Möglichkeit einer finanziellen 
Unterstützung durch einen Auftrag 
zum 20. Jahrestag der DDR anbie-
ten. Denn, so schlussfolgerten ihre 
Auftraggeber, sie könne ja unter 
Ausnutzung ihrer Position einen 
Scheinauftrag erteilen, der vom MfS 
bezahlt werden muss, da sich die IM 
sonst kompromittiert.

Am Ende sollte sie sich gar an 
meiner auf der Bootslesung verspro-
chenen „Manifest“- Ausarbeitung 
beteiligen, indem sie eine kritisch-
ironische, den Erfolg bezweifelnde 
Haltung einzunehmen habe. Damit 
nichts schieflaufen kann, wurde auch 
beschlossen: zur Kontrolle über die 

Einhaltung dieser Verhaltenslinie 
wird in der Wohnung des IM „Grit“ 
die operative Technik B zum Einsatz 
gebracht. Es sollten also Abhörge-
rätschaften in ihre Wohnung einge-
baut werden. Was allerdings nur 
Sinn ergibt, wenn wir Gespräche in 
ihrer Wohnung führen würden. Viel-
leicht sogar mehr? Dem armen XY-
001 wurde sogar noch eine viel deli-

katere Aufgabe zuteil, 
denn dieser sollte sei-
nen bereits bestehen-
den Kontakt zu der 
ebenfalls im inoffiziel-
len Stasi-Dienst ste-
henden Kommilitonin 
IM „Therval“ festigen, 
um sie mit mir be-
kanntmachen zu kön-
nen. Wörtlich: Als 
Zielstellung wird ihm 
die Aufgabe gestellt, 
ein intimes Verhältnis 
zwischen Faust und 
„Therval“ zu vermit-
teln, um damit kom-
promittierendes Mate-
rial gegen Faust vor-
zubereiten. Einen Ter-
min hatten die satani-

schen Planer auch schon festgesetzt; 
es sollte der 28. Februar 1969 sein. 
Für die Stasi-Hilfskraft „Therval“ 
war folgende Verhaltenslinie festge-
legt worden: 
- Die Bindung des IM am Ver-

dächtigen wird vordergründig 
auf dem erotischen Interesse 
aufgebaut (entspricht dem Auf-
trag des IM „Streit“).

- „Therval“ wird sich dem Faust 
gegenüber durch ihre Verbin-
dung zu den westdeutschen Ver-
lagen Suhrkamp und Luchter-
hand durch ihre Kontakte zu 
Studenten der Sektion Kulturthe-
orie und durch ihre eigene Be-
schäftigung mit Lyrik interessant 
machen. Darauf aufbauend soll 
sie Informationen entsprechend 
der Aufgabenstellung erarbeiten 
und im wesentlichen zur Über-
prüfung und Ergänzung der 
durch die IM „Grit“ erarbeiteten 
Hinweise genutzt werden.

-

-

nächste Seite
-
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Mit den kommunistischen Reliquien machen wir Lukaschenko stark
Neubrandenburg: Starrsinn und Oberflächlichkeit prägen in mancher Hinsicht das Denken 
Der Rektor der Hochschule Neu-
brandenburg Gerd Teschke hat in 
den vergangenen Woche im Kul-
turausschuss der Stadt einen Vor-
schlag unterbreitet, um den Dis-
kussionsprozess um die ehemalige 
Stasi-Untersuchungshaftanstalt auf 
dem Neubrandenburger Linden-
berg zu verbessern. Eine Forde-
rung, ein Angebot was die Verei-
nigung der Opfer des Stalinismus 
der Stadt Neubrandenburg schon 
vor Jahren gemacht hat und was 
bis heute durch die Stadt nicht an-
genommen wurde. Warum eigent-
lich nicht? Ein offizielles State-
ment gibt die Stadt nicht ab.

Herr Teschke regte eine Diskus-
sion zum zukünftigen Umgang un-
ter Einbeziehung der betroffenen 
Personengruppen an, welche die 
jeweiligen Perspektiven einbindet 
und vor allem ihre Anliegen ernst 
nimmt. "Wichtig ist hierbei auch 
unsere Wahrnehmung, dass in der 
Vergangenheit wiederholt Forde-
rungen von repressierten Personen 
und Verbänden der Opferselbsthil-
fe sowie von den ehemaligen Akti-
ven der Friedlichen Revolution von 
1989 zur Gründung einer Gedenk-
stätte auf dem Lindenberg an die 
Stadt herangetragen wurde."

Kurioserweise haben die Neu-
brandenburger Stadtvertreter bis 
heute nicht einmal jemanden von
der Vereinigung der Opfer des Sta-

linismus eingeladen. Ich erinnere 
mich, wie eine Abordnung unseres 
Verbandes im Jahr 2016 buchstäb-
lich im Regen stand, die Presse 
anwesend war und der Vertreter 
der Stadt Neubrandenburg trotz 
vorheriger Zusage nicht erschien, 
um mit uns über die Zukunft des 
MfS-Areals zu reden.

Sicher entsprechen erinnerungs-
politische Überlegungen sehr oft 
der eigenen Intention. Doch oft ist 
es ganz gewiss so: die einen halten
die Würdigung für unabdingbar,
andere möchten die Schande der 
Vergangenheit lieber vertuschen. 

Neubrandenburg hat eine wech-
selvolle Geschichte. Die Zeitläufte
spiegeln sich besonders im archi-
tektonischen Bild der Stadt. Viele 
historische Orte und prägende Per-
sonen wurden aus dem öffentli-
chen Bewusstsein verdrängt. Kön-
nen wir aber auf Dauer den Verlust 
kultureller und geschichtlicher Er-
eignisse akzeptieren? Ganz allge-
mein lässt sich von einem krassen 
Missverhältnis sprechen, da in der 
Stadt geschichtlich wichtige An-
haltspunkte nicht ausgewogen ge-
nug präsent sind. Vieles wurde 
nach 1945 und nach 1990 absicht-
lich beseitigt. Heute trifft man un-
verhofft auf Straßen, Plätze und
Alleen, deren Namen den Kom-
munismus und dessen tyrannisches 
Weltbild ehren. Darin spiegeln 
sich Unbelehrbarkeit und Starr-
sinn. Man verteidigt auf diese 
Weise die Verbrechen der Vergan-
genheit und tritt das Gedenken an
die Opfer der SED-Diktatur mit 
Füßen. Im Gegenzug setzt sich der 
Oberbürgermeister Neubranden-
burgs für die Restaurierung eines 
Karl-Marx-Freskos ein.

Ich bin ein Feind aller weltweiten 
Diktaturen und ich weise in diesem 
Zusammenhang auf den Präsiden-
ten Weißrusslands Lukaschenko
hin. Er ist der dienstälteste Regie-
rungschef in Europa, und er be-
treibt eine Politik, die sich von der 
einstigen Herrschaftsweise der 
Moskauer Betonkommunisten um 

nichts unterscheidet. Mein Blick 
geht ebenso nach China, wo sich 
die Staatspartei immer noch auf
die Lehren von Karl Marx beruft. 
Ich biete hiermit dem Bürgermeis-
ter von Neubrandenburg im Na-
men der Vereinigung der Opfer 
des Stalinismus an, über moderne 
und veraltete politische Stand-
punkte zu diskutieren und gemein-
sam mit ihm die großartige Idee,
aus der ehemaligen MfS- Haftan-
stalt ein Demokratiezentrum zu
machen, zu entwickeln.

André Rohloff, VOS
→ Beitrag S. Faust von Seite13

Den Akten zufolge soll jene(r) IM 
„Therval“ eine attraktive Frau ge-
wesen sein. Langsam schwappte 
der Slogan „Omas Ehe ist tot!“
über Enzensbergers „Kursbuch“ 
auch in den mitteldeutschen Raum 
über. Alles Gute kam immer aus 
dem Westen, wo der strenge Klas-
senkampf-Marxismus längst durch 
den raffinierteren Kulturmarxis-
mus ersetzt worden war. Soll hei-
ßen, der Plan der Stasi-Obristen 
hätte durchaus aufgehen müssen, 
können, dürfen. Aber! Wieso kann 
ich mich weder an „Grit“ noch an 
„Therval“ erinnern? Wieso kann 
ich sie nicht eingliedern in die 
Reihe meiner amourösen Abenteu-
er? Ein trockener Satz des Leut-
nants XXT in einer der vielen Ak-
ten erlöste mich von dem Ver-
dacht, unter Alzheimer zu leiden: 
Der Gesundheitszustand des IM ist 
auf dem Wege der Besserung.

Da „Therval“ sich das Bein brach
und so eines ihrer schönen Extre-
mitäten eingegipst werden musste, 
fiel sie an der Sexfront des MfS
vorübergehend aus. Man kann das 
ganze unglaubliche Geschehen nur 
mit dem Gesang des hochgefeier-
ten Kultur- Edelkommunisten 
Bertolt Brecht aus einer seiner bes-
ten Balladen kommentieren: 

Ja, mach nur einen Plan!  
Sei nur ein großes Licht!

Und mach dann noch’nen 
zweiten Plan 

Gehn tun sie beide nicht …
Siegmar Faust

Der Redakteur dankt dem Autor 
für den Beitrag. Das Foto des Au-
tors (S.13) wurde facebook ent-
nommen.
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Konstruktive Zusammenarbeit 
wird von der VOS angestrebt
Bundes- und Landesvorstand von NRW gratu-
lieren der SED-Opferbeauftragten zur Wahl
Anfang Juli 2021 wandte sich der Bundesvorstand 
der VOS gemeinsam mit dem Landesverband
NRW an Frau Zupke, um Vorschläge für eine er-
folgreiche Zusammenarbeit zu unterbreiten.
Sehr geehrte Frau Zupke, 
am 17. Juni 2021 wurden Sie vom Deutschen Bundes-
tag als Bundesbeauftragte für die Opfer der SED-
Diktatur benannt und vom Bundestagspräsidenten 
vereidigt. Zu dieser verantwortungsvollen Berufung 
möchten wir Ihnen als Vereinigung der Opfer des Sta-
linismus (VOS) –im Namen aller unserer Mitglieder –
aufrichtig gratulieren und Ihnen bei Ihrer zukünftigen 
Arbeit viel Glück und Erfolg wünschen. 

Wir betrachten unsere hier vorgetragenen guten 
Wünsche nicht als höfliche Floskel, sondern als ernst-
gemeinten Wunsch und Hoffnung, dass durch Ihre Tä-
tigkeit die schon seit langen Jahren erfahrene Nichtbe-
achtung und Nichtwürdigung der Leistungen auch der 
DDR-Altübersiedler (Flüchtlinge, Ausreiseantragstel-
ler und aus politischer Haft Freigekaufte) für den Zu-
sammenbruch der Mauer und damit der Wiederverei-
nigung ein Ende finden wird. Und dabei geht es nicht 
nur um die gerechte Aufarbeitung von SED-Unrecht, 
sondern auch um die politische, moralische und sozia-
le Diskriminierung der Generation Flucht und Ausrei-
se im wiedervereinten Deutschland!

Der von uns auch in Kooperation mit anderen 
Flüchtlings- und Opferorganisationen (IEDF, UOKG) 
immer wieder angestrebte Dialog mit der Bundesre-
gierung und Vertretern der politischen Parteien blieb 
in der Sache bis heute nahezu erfolglos oder wurde 
gar verweigert. Wir als älteste Opferorganisation se-
hen uns als lästige Randgruppe ins Abseits gestellt.

Umso wichtiger ist es uns, mit Ihnen bald in einen 
konstruktiven Dialog zu treten, um die aufgestauten 
ideellen und materiellen Defizite gemeinsam bei der 
zukünftigen Bundesregierung anzumahnen und einzu-
fordern. Nach der geplanten Wahl eines neuen VOS-
Bundesvorstandes Ende Oktober 2021 sollte daher ei-
ne für beide Seiten machbare Terminvereinbarung an-
gestrebt werden.  

Als hierfür geeignete Gesprächsbasis senden wir 
Ihnen vorab – siehe Anlage - unsere wesentlichen po-
litischen Forderungen und materiellen Zielvorstellun-
gen in Form der in unserem Verband erarbeiteten 
Wahlprüfsteine für den 26. September 2021, die wir 
per Internet an die derzeit im Deutschen Bundestag 
vertretenen Parteien gesandt haben. 

Sehr geehrte Frau Zupke, wir freuen uns auf eine of-
fene, ehrliche und konstruktive Zusammenarbeit mit 
Ihnen!

Mit freundlichem und kameradschaftlichem Gruß
May-Britt Krüger, Amt. Bundesvorsitzende der VOS

Felix Heinz Holtschke, Landesvors. d. VOS NRW
Anm.: Der Redakteur der Freiheitsglocke bemüht sich 
derzeit um ein Interview mit Frau Zupke und bereitet 
einen Fragenkatalog vor. 

Suizid als letzter Ausweg 
Die DDR gehörte zu den Ländern, die weltweit 
eines der höchsten Selbstmordraten hatte
In den Jahren 1950 bis 1989 kamen nach aktuellem 
Forschungsstand 1.300 Menschen, beim Versuch, die 
innerdeutsche Grenze zu überwinden, ums Leben. Auf 
der Flucht vor den kommunistisch-sozialistischen
Machthabern hat man sie erschossen, sind sie ertrun-
ken oder im Minenfeld verblutet. Andere stürzten mit 
selbstgebastelten Fluggestellen in den Tod. 

Die Zahl der Mauer-Toten gab der SED-Staat nie 
bekannt. Sie wurden, wie so vieles in der SBZ/DDR, 
vom MfS und anderen Befehlshabern vertuscht, tabui-
siert und totgeschwiegen.

Doch es gibt noch die anderen systemgeprägten To-
desfälle aus dem Dreibuchstabenland DDR: Dies ist 
der Suizid von Bürgerinnen und Bürgern. Und diese 
traurige Serie beginnt mit der sogenannten Stunde 
null, dem Jahr 1945. Bekannt ist, dass es mit dem 
Kriegsende und dem Einmarsch der Roten Armee zu 
einer katastrophalen Selbstmordwelle in der SBZ kam. 
In der katholischen Religion gilt Suizid als Todsünde, 
in der evangelischen hängt es offenbar davon ab, in-
wieweit die Tat dem Ansehen der Kirche schadet. 
Während man Oskar Brüsewitz‘ Fanal aus dem Jahr 
1976 bis heute am liebsten verschweigen oder unge-
schehen machen möchte, wurde der Fußballspieler 
Enke seinerzeit zu einer Art Märtyrer erhoben.

Was geschah in den Köpfen der frühen Nachkriegs-
zeit? Wie wurde der Alltag organisiert? Was sollten 
die vielen NKWD-Speziallager, Gefängnisse und 
Massenvergewaltigen bezwecken? Warum konfiszier-
te man unterschiedslos Privatvermögen, verhängte 
Repressalien bei Widerstand, und warum wurden nach 
der Wiedervereinigung 1990 die in der SBZ unrecht-
mäßig Enteigneten weder angemessen entschädigt 
noch ausgezahlt? Wie war es möglich, dass am 13.
August 1961 eine innerdeutsche Grenze geschaffen 
werden konnte, an der man auf der Flucht in den Wes-
ten gnadenlos abgeknallt wurde?

Zum Entsetzen der DDR-Machthaber begingen in 
der DDR jährlich 5.000 bis 6.000 DDR-Bürger*innen
Suizid. Damit hatte die DDR hinter Finnland die 
höchste Selbstmordrate weltweit. Laut DDR- Staats-
ideologie durfte dies aber nicht sein, daher wurde die-
se Tatsache einfach totgeschwiegen. Zudem bestrafte 
man misslungene Suizidversuche ausgesprochen hart.

Politiker, egal welcher Couleur, zeigen heutigen tags
Verständnis, aber wenig Problembewusstsein bzw. 
Engagement, wenn es sich um die Schreckensorte der 
Diktatur in Neubrandenburg handelt. Nicht dass einen 
das überrascht – die SED-Opfer haben hinreichend Er-
fahrung in diesem Verhalten – jedoch kommt das zu-
weilen zu beobachtende Herauswinden bei konkreten 
Fragen und der Aufzählung von Fakten bei den Op-
fern nicht gut an. Respekt, Mitgefühl und Verständnis 
sollten ehrlich gemeint sein und von Herzen kommen.
Bezeichnend ist dabei das Verhalten der Linken: Eine 
Partei, die als Nachfolgepartei der SED gilt und sich
bis heute nicht bei den Opfern der SBZ-, SED-, DDR-
Diktatur entschuldigt hat, ist nicht ernst zu nehmen
und hat per se nichts in der Politik zu suchen. .

André Rohloff / Valerie Bosse
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Aus der DDR geflüchtet, um Physik studieren zu können
Held, Genie und Mann der Tat. Raumfahrerlegende Ulf Merbold ist 80 Jahre geworden
 

Der 28. November des Jahres 1983 
war für Deutschland ein besonde-
rer Tag, wiewohl der kleinere Teil 
des damals noch geteilten Landes 
keineswegs dieser Meinung war. 
An diesem Tag nahm zum zweiten 
Mal ein Deutscher an einem Flug 
in den Weltraum teil. Es war Ulf 
Dietrich Merbold, geboren im
vogtländischen Greiz, später aus 
politischen Gründen in die Bun-
desrepublik geflüchtet und im Mo-
nat Juni 2021 genau 80 Jahre alt 
geworden.

Merbold war Wissenschaftler, er 
und fünf US-Astronauten arbeite-
ten während der zehntägigen Welt-
rauexpedition ein umfangreiches 
Programm ab. Durch seine Teil-
nahme an diesem Flug wurde al-
lerdings die Leistung des bis dato 
als Held gefeierten DDR- Kosmo-
nauten Siegmund Jähn in ein ande-
res, weil kritischeres Licht gerückt, 
zumal Merbold auch drei Tage 
länger als Jähn im All zubrachte. 

Die bestimmende Tageszeitung
der DDR, das Neue Deutschland, 
das es bekanntlich immer noch 
gibt und dessen damaliger Chefre-
dakteur Günter Schabowski hieß, 
brach daher auch nicht gerade in 
Jubel aus, als man sich der Mel-
dung des Raumfluges des US–
Spacelabs annahm. Immerhin gab 
es, wie nachstehend zu lesen, am 
ersten Tag des Raumflugs gegen-
über den eigenen Genossinnen und 
Genossen bedeutend wichtigere 
Themen zu verkünden, die bei-
spielsweise lauteten:  

 

Glückwünsche der DDR nach 
Mauretanien
Berlin (ADN). Der Generalsekre-
tär des Zentralkomitees der SED 
und Vorsitzende des Staatsrates 
der DDR, Erich Honecker, über-
mittelte dem Vorsitzenden des Mi-
litärkomitees für Nationale Ret-
tung und Staatschef der Islami-
schen Republik Mauretanien, 
Oberstleutnant Mohamed Khouna 
Ould Haidalla, aus Anlaß des Na-
tionalfeiertages Mauretaniens ein 
Glückwunschtelegramm ...
Auch aus der eigenen Wirtschaft 
wurde, einfach um sich in schlech-
ten Zeiten Mut zu machen und die 
Augen vor der Wirklichkeit zu 
verschließen, berichtet: 

Kohlekumpel: Für den Frieden 
täglich unsere ganze Kraft
1985 mit über 40 Millionen Ton-
nen bisher höchstes Förderergeb-
nis. Mit einem Anteil von 14 Pro-
zent bei der Rohkohleförderung 
und neun Prozent bei der Brikett-
produktion in der DDR tragen die 
13 000 Bergleute des BKiW Borna 
eine hohe volkswirtschaftliche 
Verantwortung. Wie die von der 7. 
Tagung des ZK der SED begründe-
ten neuen Leistungsmaßstäbe auch 
in der Kohle- und Energiewirt-
schaft zu erreichen sind, berieten 
die Kommunisten dieses Betriebes 
im Beisein von Joachim Herrmann 
und Horst Schumann ...
So lächerlich und unwirklich ei-
nem inzwischen derartige Meldun-
gen vorkommen, gehörten sie doch
in den 1980er Jahren zu den Erfah-
rungen eines jeden Tages, den man 
in der DDR verbrachte; man konn-
te sich nicht dagegen wehren, man 
durfte nicht sagen, wie man dar-
über dachte, und, wenn man dazu 
das Pech hatte, sich in der Haft zu 
befinden, so war man einfach nur 
deprimiert, weil man keine andere 
Informationsquelle als dieses sozi-
alistische Kampfblatt hatte.

Einen Tag später, am 29. No-
vember 1983, war es unvermeid-
bar, dass auch derjenige Teil der 
DDR-Bevölkerung von der Teil-
nahme eines Bundesbürgers an der 
Weltraum-Expedition erfuhr, der 
sich nicht wie die große Mehrheit
durch die West-Medien über das
Weltgeschehen informierte. 

Neues Deutschland meldete: 
Raumfähre „Columbia gestartet
Cape Canaveral (ADN). Die USA-
Raumfähre „Columbia" ist am 
Montag von Cape Canaveral aus 
gestartet. An Bord befinden sich 
Kommandant John Young (53), Pi-
lot Brewster Shaw (38), die Spezia-
listen Owen Garriott (52) und Ro-
bert Parker (46) sowie der Ingeni-
eur Byron Lichtenberg (35) und 
der BRD-Physiker Ulf Merbold ...
Ulf Merbold war damals 42 Jahre, 
er war in allem der Gegenentwurf 
zum Kosmonauten und späteren 
Generalmajor Sigmund Werner 
Paul Jähn, den fünf Jahre zuvor ein 
sowjetisches Raumfahrt- Kom-
mando mit ins All genommen hat-

te. Merbold war weder staatlicher-
seits delegiert, er war politisch 
aufgeklärt, und er gehörte keinem 
„bewaffneten Organ“ an. Er ver-
dankte die Teilnahme am Raum-
flug seinem Fleiß und seinem Ge-
nie und natürlich seiner körperli-
chen Fitness. All das hatte auf 
Jähn, vor seinem Raumflug noch 
einfacher Oberstleutnant der soge-
nannten Volksarmee, zugetroffen. 
Jähn, bis zuletzt bekennender 
Atheist, hatte eine militärische 
Laufbahn absolviert und war in 
diesem Rahmen zum Piloten für 
Kampfmaschinen ausgebildet wor-
den. In all seinen Ausbildungsstu-
fen hatte er sich dem Staat DDR,
der UdSSR und der kommunisti-
schen Ideologie bedingungslos un-
terworfen. An dieser Haltung, dem 
sozialistischen Klassenstandpunkt, 
gab es auch nach dem Raumflug, 
als er in seiner fadenscheinigen
Zeitzeugen-Rolle durch die DDR 
und den Ostblock zog, kein Rüt-
teln. Mit Jähns Heldentat verband 
sich die unerschütterliche Verbun-
denheit mit der DDR und auch der 
Sowjetunion. Der Lohn waren so-
zialistische Einrichtungen, die man 
nach ihm benannte, Gesänge auf 
ihn und Büsten von Kopf und 
Rumpf. Was er in Vorträgen zu 
sagen hatte, war festgelegt, es war 
politisch blind untermauert und 
nichts Eigenes, und so war letztlich 
er selbst auch nichts „Eigenes“. 
Seine Rolle war die einer lebenden
Requisite, die sich im Hinblick auf 
die geschichtliche Wertigkeit umso 
bescheidener ausnimmt, als dann 
auch das Fundament seiner Leis-
tung als Kosmonaut abrupt wegge-
brochen ist. Der Staat, dem er hün-
disch treu diente und der ihn be-
kannt gemacht hatte, verschwand. 
Ebenso die Sowjetunion, die die-
sen Staat geschaffen hatte und nun 
fallen ließ. Ob sich Jähn dieser Er-
kenntnis bewusst war, ist nicht 
überliefert. Er ist, nachdem die 
Mauer weggerissen wurde, weich
gefallen, er wurde – nicht zuletzt 
durch Merbolds Fürsprache – Teil 
des Raumfahrtkollegiums, das aus 
westlichen und russischen Astro-
nauten bestand, seine Ernennung 
zum Generalmajor hatte er bereits 
1986 erhalten.

-

→ nächste Seite oben
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→ von voriger Seite unten
In seinem vogtländischen Geburts-
ort Morgenröthe- Rautenkranz be-
findet sich ein Museum, in dem 
der Raumflug heldenhaft verge-
genständlicht wurde. Jähns Leis-
tung als Kosmonaut ist damit ge-
würdigt. Diese sieben Tage und 
zwanzig Stunden im All bleiben 
ungeachtet der politischen Zielstel-
lung seiner Berufung zum Kosmo-
nauten eine respektable Leistung, 
sie sind auch unter den Bedingun-
gen der heutigen Wissenschaft 
nicht leicht zu schaffen. 

Was unterscheidet nun Ulf Diet-
rich Merbold, dessen Geburtsort 
nur 40 km von dem des überzeug-
ten Kommunisten Siegmund Jähn 
entfernt liegt, von einem staatlich 
und ideologisch gelenkten Raum-
fahrtteilnehmer wie dem General-
major Jähn?

Die Frage beantwortet sich zum 
einen bereits aus der Kurzbe-
schreibung der Vita des anderen 
deutschen Kosmonauten. Für Ulf 
Merbold standen die Zeichen des 
Lebens bereits in der Kindheit 
denkbar schlecht. Merbolds Vater 
Herbert wurde, weil er aus ameri-
kanischer Kriegsgefangenschaft in 
die DDR zurückgekehrt war, kurz 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
von den Sowjets in das Spezialla-
ger 2 in Buchenwald verschleppt, 
von wo er nicht zurückkehrte. Erst 
gegen Ende der 1940er Jahre er-
fuhr seine Familie von entlassenen 
Häftlingen, dass er 1948 gestorben 
sei. Damit war dem Sohn schon 
früh der Stempel des ideologischen 
Abweichlers aufgedrückt worden.
Merbold wurde zwar zum Abitur 
zugelassen, doch da er nicht in die 
FDJ eintrat und mit dem DDR-
System nichts hermachte, wurde 
ihm im Arbeiter- und Bauernstaat
ein Physik-Studium an der Hoch-
schule verwehrt. Merbold hatte 
Glück, die Mauer war noch offen, 
und so setzte er sich 1960 über 
Ost-Berlin in den Westen ab. 

Nachdem er das Abitur in West-
Berlin wiederholt hatte, ging er zu 
Verwandten nach Süddeutschland,
studierte hier Physik und wurde 
1976 promoviert. Nachdem er ei-
nige Jahre am Max-Planck-Institut 
gearbeitet hatte, bewarb er sich er-
folgreich bei der neugegründeten 
ESA und schaffte es von hier aus 
Zug um Zug bis in das Raumlabor 
der Columbia, die an dem besagten 

28. November 1983 mit ihm an 
Bord in den Weltraum abhob: Der 
zweite Deutsche, aber einer, der 
sich nicht mit ideologischem Ge-
schwafel hochgedient hatte.

Was Merbold gelang, sieht wie 
eine Traumkarriere aus, die je-
mand aus dem Ärmel schüttelt. Es
war jedoch ein zähes, unerbittli-
ches Ringen, das über Jahre hin in 
speziellen Trainingszentren und 
technischen Seminaren stattfand. 
Immer wieder musste er sich ge-
gen andere Bewerber, die mitunter 
zu Freunden wurden, durchsetzen. 
Von den anfänglichen 700 waren 
zuletzt drei Bewerber übrig gewe-
sen, die sich in den USA auf einen 
Start mit dem ersten Spacelab be-
warben. Merbold war der Glückli-
che, auf den die Wahl fiel, er wur-
de der erste Teilnehmer eines von 
Florida aus gestarteten Raumflu-
ges, der nicht aus den USA stamm-
te. Seine Aufgabe an Bord bestand 
in der wissenschaftlichen Beglei-
tung und Anleitung der Team-
Kollegen und in der Abarbeitung 
eines wissenschaftlichen Pro-
gramms.

Dass Merbold ein Ausnahme-
Wissenschaftler und ein ausge-
zeichnet trainierter Raumfahrer 
war bzw. sicherlich noch ist, bele-
gen die zwei weiteren Einsätze –
einer davon über einen ganzen 
Monat – für die man ihn gewinnen 
konnte. Noch mit 52 Jahren hatte 
er die Konstitution für weitere 
Flüge, zudem lernte er die russi-
sche Sprache, da es zu einer Zu-
sammenarbeit mit dem russischen 
Gagarin-Institut und der ESA kam, 
aus der sich schließlich der Einsatz 
auf der russischen Raumstation 
MIR entwickelte. Diesmal blieb 
Merbold einen ganzen Monat im 
Weltraum.

Man kann natürlich im Internet 
und in Büchern zahllose Informa-
tion über den Ausnahme- Wissen-
schaftler Merbold und seine Quali-
täten als Raumfahrer bekommen.
Lobeshymnen wurden auf ihn ge-
dichtet und Lebensbilder gezeich-
net. Aber allein aus dem hier ge-
zeigten Kurzporträt lässt sich die 
Frage beantworten, wie ein Ver-
gleich zwischen Jähn und Merbold 
ausginge. Es ist – man muss nicht 
darum herumreden – ein Vergleich 
zwischen den Systemen, den poli-
tischen Lagern der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts, in dessen 

Ausgang die konträren Begriffe 
Freiheit und Unfreiheit, Selbstbe-
stimmung und Zwang eine wesent-
liche Rolle spielen. Ulf Merbold 
hat die damals noch bestehende 
Chance genutzt, die DDR zu ver-
lassen und sich ein neues Leben 
aufzubauen. Er hat danach weitere 
Chancen gesucht, sie gefunden und 
eine fast unvergleichliche Lebens-
leistung erreicht. Seine Feststel-
lung, dass man Deutschland mit 
dem Shuttle in einer Minute über-
flogen hat und sein Bekenntnis zu 
Europa zeigen, dass er sich poli-
tisch auf einem humanistisch ho-
hen Niveau befindet. 

Und was ist mit Siegmund Jähn? 
Wird er jemals eine ähnlich an-
sprechende Laudatio in dieser frei-
heitlich ausgerichteten Zeitung be-
kommen? Nein!, jedenfalls nicht, 
solange der Autor dieses Beitrages, 
der zugleich fast ein Vierteljahr-
hundert ihr Redakteur ist und wäh-
rend des ersten Merbold`schen 
Raumfluges in der Stasi-U-Haft 
gesessen hat. ARK

Was wir nicht 
vergessen sollten

D a s   K n a s t l e x i k o n
In dieser Reihe möchten wir eini-
ge Ausdrücke/Begriffe erklären, 
die (nicht) nur in der (DDR-)Haft 
geläufig waren und die man kei-
neswegs vergessen sollte. 

Heute: Hacken 
Hacken ist ein Ausdruck, der heu-
tigen tags für das Ausspähen bzw. 
Eindringen in andere Computer 
benutzt wurde. Man spricht von 
„Hackerangriffen“ und ähnlichen 
ungesetzlichen Vorgängen. Im 
Zuchthaus Brandenburg bedeutete 
HACKEN, dass man sich tätowie-
ren und eine Verzierung der Haut 
anfertigen ließ. Diesen Vorgang 
nennt man heute, sich ein TATTOO 
stechen lassen. Das Ergebnis war 
damals wie heute das gleiche: Die 
Haut war verunstaltet und trug
vielleicht den Keim einer späteren 
Erkrankung in sich. Nun, was da-
mals den gestandenen BeVauer 
(Berufsverbrecher – siehe unter B 
im Knastlexikon) ausmachte, das 
ist heute modern, man sagt auch: 
cool, poppig oder (veraltet) prima. 

Igor Gerd Lesnikow
Anm. d. Red: Dieses Knastlexikon 
ist im Entstehen. Gern übernehmen 
wir Ihre / eure Erinnerungen.  
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Gender-Sternchen und Co: Fluch 
oder Anspruch auf Gerechtigkeit
Ein Nachtrag zu den Ausführungen in Fg 821
(Fg) In einer der vorausgegangenen Fg-Ausgaben 
setzte sich der Verfasser des Beitrags zum Gender-
Stern mit eben diesem Wort auseinander und re-
duzierte die Erklärung auf das Thema Mann/Frau, 
da diesbezüglich eine Leserbriefanmerkung vorlag.
Erfreulicherweise wurde aus Leser*innen-Kreisen
darauf hingewiesen, dass der Sinn dieses „Stern-
chen“ weitgreifender ist und sich mit ihm Begriffe 
wie divers, queer und weitere verbinden. Somit sei
in Kurzform erläutert, inwieweit eine genderge-
rechte Sprache dazu beitragen soll, Ausgrenzungen 
von Menschen zu verhindern. 
Die Vokabel gender ist – wie viele weitere Wörter –
aus dem Englisch in unsere Sprache eingezogen. In 
unserem Sprachgebrauch gibt es (beispielsweise) 
Gender Mainstreaming, Gender-Wahnsinn, Gender-
Sternchen oder Gender-Debatte. Die Gender Studies,
die es schon länger gibt, sind in Deutschland ein aner-
kanntes Studienfach, das bereits einen festen Platz hat.

Der Begriff Gender definiert das soziale, das gelebte 
und gefühlte Geschlecht und lässt die Frage nach der 
Geschlechtsidentität zu bzw. räumt die Möglichkeit 
ein, das Geschlecht für sich im Laufe des Lebens ei-
genständig zu definieren. Hierzu gibt es zahlreiche
Abhandlungen, wiewohl die Wissenschaft dazu noch 
Aufholbedarf hat.

Die deutsche Übersetzung „Geschlecht“ spiegelt al-
so nicht exakt das wider, was im Englischen damit 
gemeint ist. Sie unterscheidet auch den ebenfalls eng-
lischen Begriff sex, der gleichfalls als Geschlecht 
übersetzt wird, der aber das bei der Geburt zugewie-
senen Geschlecht meint. Die Geschlechtsidentität ei-
nes Menschen kann sich im Vergleich zum bei der 
Geburt zugeschriebenen Geschlecht in unterschiedli-
che Richtungen verändern, wobei es diverse Formen 
geben kann, die hier in Art und Häufigkeit nicht erläu-
tert werden. Als Beispiele sind cis, nicht-binär, trans 
oder inter bekannt.

Die Möglichkeit, sich im Laufe seines Lebens zu ei-
ner anderen Geschlechterform zu bekennen, ist weder 
eine „Anomalie“ (Zitat Stasi-Akten) noch soll sie dazu 
dienen, die persönliche Erlebniswelt erweitern. In ihr 
drückt sich das Bestreben nach der Verhinderung von 
Ausgrenzungen auf allen Ebenen der Gesellschaft aus.
Sie ist auch Ausdruck von Freiheit und Umsetzung 
von Menschenrecht. Eine solche Freiheit ist für Dikta-
turen nicht denkbar. Man blicke nach Russland oder in 
islamische Staaten. Inwiefern in Deutschland einzelne 
Personen, Gruppen oder Parteien ablehnend oder 
feindselig auf die beanspruchten Diversity-Rechte re-
agieren, ist auch ein Gradmesser für deren Verhältnis 
zum Menschenrecht und zur Freiheit. 

Dass die Medien und die Politiker*innen das Gen-
dersternchen benutzen, hilft nicht vordergründig. Es 
schließt jedoch zumindest Menschen jeden Ge-
schlechts sprachlich mit ein. Es macht aber auch auf 
sie und ihre Rechte und Probleme aufmerksam. Das 
ist wenig, doch damit ist auch in unserer Gesellschaft 
schon viel gewonnen. ARK / HD

Eine gut organisierte Gedenkfei-
er mit bitterem Nachgeschmack
In Düren (NRW) wurde des Volksaufstandes 
vom Juni 1953 gedacht. Später wurde die Erin-
nerungsstätte übel geschändet
Auch in diesem Jahr fand anlässlich des Gedenkens an 
den Volksaufstand vom 17. Juni 1953 am VOS-
Gedenkstein nahe dem Rurtal-Gymnasium eine feier-
liche Kranzniederlegung mit prominenter Beteiligung 
statt. Bereits um 11.00 Uhr trafen sich Mitglieder des 
Landesverbandes NRW, die teils weite Strecken zur 
Anreise auf sich genommen hatten.

Begrüßt werden konnten dankenswerter Weise wie 
schon früher sehr oft der Landesbeauftragte von 
NRW, Herr Heiko Hendriks (Bildmitte) und – was uns 
für die Betroffenen wichtig ist – der Bürgermeister 
von Düren, Herr Frank Peter Ulrich (auf dem Foto 
hinten links). 

Dass diese sicherlich nicht übermäßig besuchte Ver-
anstaltung überhaupt zustande kam und dass sie so 
nachdrücklich gelingen konnte, war vor allem das 
Verdienst unseres Dürener Kameraden Peter Hippe, 
der bereits am Tag zuvor die Vorbereitungen erledigte 
und gemeinsam mit dem Landesvorsitzenden der 
VOS, unserem Kamerade Felix Heinz Holtschke, die 
Einladungen verschickte. 

Seitens der Bundes-VOS und allen hier Verantwort-
lichen geht somit ein herzliches Dankeschön an die 
Beteiligten und natürlich an unseren zuverlässigen 
Kameraden Peter Hippe.

Leider blieb im Anschluss die Freude über das Ge-
lingen der Feier nicht ungetrübt. Bereits in der Nacht 
zum 18. Juni machten sich unverschämte Vandalen an 
der Stätte zu schaffen. Sie rissen Kränze und Gebinde 
fort und schleppten sie zu den Abfallbehältern. Das 
Entsetzen, das bei den Bürgerinnen und Bürgern der 
Stadt, natürlich auch Bürgermeister Ulrich und bei Pe-
ter Hippe entstand, war beträchtlich. 

Obwohl Peter Hippe den Schaden halbwegs besei-
tigte, bleibt die Frage: Wem nützen solche Schandta-
ten? Wäre es nicht sinnvoller, sich bei den Initiatoren 
über geschichtliche Fakten zu informieren und mög-
licherweise einen Austausch der Argumente anzustre-
ben? Tom Haltern
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Wir trauern um
Prof. Dr. Claus-Ekkehard Bärsch Bezirksgruppe München
Helmuth Blaesner Bezirksgruppe Chemnitz
Lutz-Werner Pieper Bezirksgruppe Harz 
Lothar Meißner Bezirksgruppe Cottbus

Die VOS wird ihnen ein ehrendes 
Gedenken bewahren

Nach vielen Jahren wird das öffentliche Bekenntnis Wahrheit 
Im ehemaligen Mielke-Wahlkreis Zeitz wird die Gedenktafel für die Opfer angebracht
Nach jahrelangem Bemühen und 
unter Überwindung vieler Wi-
dersprüche und Hindernisse ist 
es nun soweit: In Zeitz (Sachsen-
Anhalt) wird die Gedenktafel zu 
Ehren der Opfer der SED-
Willkür eingeweiht. Damit wird 
endlich in die Tat umgesetzt, was 
eigentlich hätte schon längst ge-
schehen sein sollen und was auch 
in anderen Kommunen hätte ge-
leistet werden müssen.

Die Stadt Zeitz erlangte im Au-
gust 1976 traurige Bekanntheit, als 
sich am 18. des Monats der evan-
gelische Prediger Oskar Brüsewitz 
öffentlich mit Benzin übergoss und 
danach anzündete. Vier Tage spä-
ter verstarb er, ohne dass seine 
Frau noch einmal zu ihm gedurft 
hätte. Nach seinem Tod breitete 
sich das SED-Regime in den staat-
lich gesteuerten Medien mit einer 
schamlosen Schmutzkampagne 
gegen Brüsewitz aus. Es war das 
einzige Mittel, mit dem sich die 
Diktatur, die durch den Suizid in 
die Enge getrieben worden war, zu 
Wehr setzen konnte. 

Oskar Brüsewitz wird von den 
Opfern und Widerständlern des 
Unrechtsstaates für seinen Mut und 
seine konsequente Haltung bis 
heute geschätzt und verehrt. 

Eine besondere Note erhält die 
nachträgliche Ehrung aller SED-
Opfer durch die Tatsache, dass in 
der damaligen Kreisstadt Zeitz 
Stasi-Chef Mielke seinen Wahl-
kreis hatte. Mielke war nach dem 
Fall der Mauer vor Gericht gestellt 
worden, wurde aber im Endeffekt 
wegen eines Tötungsdelikts in den 
1930er Jahren verurteilt. Jener 
Mann, der sich bis zum Armeege-

neral hatte hocharbeiten können, 
wurde damit im Verhältnis zu den 
Haftbedingungen, mit denen er 
seine vielen Opfer in die Verzweif-
lung trieb, nicht im Mindesten be-
straft. Hierbei offenbart sich das 
grundsätzliche Problem, das sich 
aus der Folge einer Demokratie auf 
eine Diktatur ergibt: Die Täter 
werden nicht nach den Maßstäben 
bestraft, die sie ihren Opfern aufer-
legt hatten.

Welche Strafe die SED-Opfer für 
Mielke als angemessen angesehen 
hätten, muss nicht diskutiert und 
an dieser Stelle ausgesprochen 
werden. B. Thonn

Die Gedenktafel trägt den Text:
In den Gebäuden Altmarkt 
16 – 19 befand sich während 
der DDR-Zeit das Volkspoli-
zeikreisamt, in dem Men-
schen verhört, schikaniert
und in Gefängnisse über-
stellt wurden. Aus der Stadt 
und dem Kreis Zeitz kamen 
damals Menschen aus politi-
schen Gründen zu Tode oder 
wurden in anderer Weise 
Opfer politischer Willkür. 
Wir würdigen den Einsatz 
für Freiheit und Demokratie
und gedenken der Opfer der
SED-Diktatur (1949 – 1989).
Lesen Sie nachstehend auch die 
Einladung, verfasst von Dr. 
Oskar Schmidt, der einen we-
sentlichen Anteil an der Durch-
setzung der Gedenktafel wie 
auch an deren Einweihung hat. 
Zu entnehmen sind hier Ort und 
Datum der Veranstaltung. 

Im Namen der Initiativgruppe 
richtet Dr. Oskar Schmidt ein 
Dankesschreiben an alle Unter-
stützer und Beteiligten, das fol-
genden Wortlaut hat: 
Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde,
nach fast 30-jährigem Bemühun-
gen wird am Samstag, 11. Septem-
ber 2021, in Zeitz auf Beschluss 
des Stadtrates am Altmarkt eine 
Gedenkinschrift für die Opfer der 
SED-Diktatur eingeweiht. 

Die Stadtverwaltung hat zu einer 
zweiteiligen Veranstaltung einge-
laden: zunächst wird die Gedenkta-
fel am Gewandhaus feierlich ent-
hüllt. Anschließend findet im ge-
genüberliegenden Rathaus eine 
weiterführende Veranstaltung mit 
Vortrag und Musik statt.

Der Eintritt ist kostenlos. Telefo-
nische Voranmeldung ist wegen 
begrenzter Kapazität unbedingt er-
forderlich. 
Dank geht an alle Unterstützer der 
Gedenktafel.

Mit freundlichem Gruß
Oskar Schmidt

Datum: 11. September 2021
Uhrzeit: 15:00 bis 17:00 Uhr

Ort: Gewandhaus,
Altmarkt 16, 06712 Zeitz

Anmeldung
unter Tel. 03441 / 68 8021

Die VOS-Mitglieder sowie die 
Leserinnen und Leser der Frei-
heitsglocke danken Dr. Oskar 
Schmidt im Namen aller SED-
Opfer für dessen unermüdlichen 
Einsatz. Wir brauchen viele sol-
cher Gedenktafeln. 



Nach drei erfolgreichen Amts-
perioden nun doch der Rücktritt 
Rainer Buchwald gibt aus gesundheitlichen 
Gründen das Amt des Schatzmeisters ab
Nach nunmehr drei Wahlperioden trat mit Wirkung 
vom 30. Juni 2021 Kamerad Rainer Buchwald von 
seinem Amt als Bundesschatzmeister der VOS zu-
rück. Der vorzeitige Rücktritt erfolgte aus gesund-
heitlichen Gründen. Seit einigen Jahren schon hat 
Rainer Buchwald mit einer Erkrankung zu kämpfen, 
die er zwar besiegt hat, doch die auch ihre Spuren 
hinterließ. Trotzdem hat sich Kamerad Buchwald 
lange Zeit aufopferungsvoll in das Geschehen der 
VOS eingebracht und für ordnungsgemäße VOS- Fi-
nanzen gesorgt. Mit Fleiß und Pflichtbewusstsein war 
er zudem oft genug zur Stelle, wenn in der Bundes-
geschäftsstelle Aufgaben zur erledigen waren. Da 
Rainer Buchwald in Berlin wohnt, konnte Bundesge-
schäftsführer Diederich immer auf seine Unterstüt-
zung zählen.

Vor allem als es im vorigen Jahr darum ging, den 
Umzug in die neue Berliner Bundesgeschäftsstelle zu 
bewältigen und sämtliches Interieur mit dem Klein-
wagen von Geschäftsführer Hugo Diederich transpor-
tiert werden musste, war Rainer Buchwald eine große 
und zuverlässige Hilfe.

Rainer Buchwald gehört zur Opfergruppe, die in 
der DDR als Jugendliche eingesperrt wurden, ohne 
eine Verurteilung zu erfahren. Er hat sich für die 
Gruppe dieser Betroffenen wie auch für alle ehemali-
gen politischen Häftlinge und Verfolgten immer ein-
gesetzt und wurde mehrfach rehabilitiert.

Ebenso war er unverwüstlich, als es um die Teil-
nahme an Gedenkveranstaltungen ging, etwa in 
Bützow oder im April 2021 zu Ehren von Michael 
Gartenschläger (wo man sich unter Einhaltung der 
Corona-Maßnahmen traf). Die VOS dankt Rainer 
Buchwald für seine Treue zum Verband und seinen 
Einsatz und wünscht ihm eine stabile Gesundheit. 

MB Krüger, H. Diederich, ARK
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